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»,Duldung*

Die Fotografin Stefanie Zofia
Schulz hat die Bewohner_innen
der Landesaufnahmestelle
Lebach (Saarland) fiir Flichtlinge
und Asylsuchende ein Jahr lang
begleitet. 2013 leben hier tber
1300 Menschen, die meisten
aus Afghanistan, Syrien und
dem lIrak, ein Drittel sind Kinder
und Jugendliche. Viele Familien
warten hier Uber Jahre auf eine

Entscheidung ihres Asylantrages.

»,Duldung® bedeutet die tempo-
rare Aufhebung der Abschiebung.
Die Duldung muss spates-

tens alle drei Monate von der
Ausléanderbehérde wiederbewil-
ligt und verlangert werden. Ein
Umstand, der die Betroffenen
einer permanenten Ungewiss-
heit aussetzt. Wahrend ihrer Zeit
in der Landeserstaufnahmestelle
traf die Fotografin auf Familien,
die dort seit Gber 14 Jahren im
Status der Duldung leben.

Stefanie Zofia Schulz

Stefanie Zofia Schulz wurde
1987 in einem Spataussiedler-
heim geboren. 2013 machte sie
ihren Abschluss in Fotografie
an der Ostkreuzschule in Berlin
und arbeitet als freie Fotografin.
Der Schwerpunkt ihrer Arbeiten
liegt auf gesellschaftlichen und
sozialen Themen.



VORWORT

Vorwort

Das Jahr 2015 stand in Deutschland im Zeichen
der Flucht. Die hohe Zahl an Menschen, die aus
ihren Heimatlandern vor Krieg und Not auch nach
Deutschland flohen, stellte eine gewaltige Heraus-
forderung fiir Bund, Ladnder und Gemeinden sowie
die gesamte Gesellschaft dar. Die Schutzsuchenden
waren zu registrieren, zu versorgen und menschen-
wirdig unterzubringen. Wie auch andere Staaten
ist Deutschland dabei an grundlegende Prinzipien
und Vorgaben des internationalen Fllichtlingsrechts
und der Menschenrechte gebunden. Sie verpflich-
ten den Staat, die schutzbedirftigen Menschen
als Tréager von Menschenrechten in den Mittel-
punkt all seiner Bemiihungen zu stellen.

Fir das Deutsche Institut fir Menschenrechte
bedeutet das bei seiner Beratung von Deutschem
Bundestag und Bundesregierung zweierlei: Zum
einen, sich fiir ein Asylsystem einzusetzen, in dessen
Zentrum das Menschenrecht jedes Einzelnen auf
Schutz und auf gerichtlichen Rechtsschutz gegen
Ablehnungsentscheidungen steht. Zum anderen
darauf hinzuwirken, dass sich Unterbringung und
Integration der gefliichteten Menschen an den
Menschenrechten ausrichten. Das Institut hat
2015 fiir eine menschenrechtskonforme Asyl-
und Migrationspolitik geworben und wird dies
auch weiterhin tun.

Im August 2015 wuchs dem Institut eine weitere
wichtige Monitoring-Aufgabe zu. Das Bundesfami-
lienministerium betraute das Institut mit dem
Monitoring der Umsetzung der UN-Kinderrechts-

konvention. Hierflr hat das Institut die ,Monitoring-
Stelle UN-Kinderrechtskonvention eingerichtet.
Diese soll die Umsetzung der UN-Kinderrechtskon-
vention durch Deutschland unabhéngig beobachten
und Uberwachen. Ziel der zweijahrigen Aufbau-
phase ist, die Voraussetzungen daflr zu schaffen,
klinftig dauerhaft die eigensténdige Rechtsstel-
lung von Kindern und Jugendlichen entsprechend
den Vorgaben der Konvention in die politische
Diskussion einzubringen und die Anwendung der
Kinderrechte durch Behorden und Gerichte zu
fordern.

Im Sommer 2015 beschlossen Bundestag und
Bundesrat das ,,Gesetz liber die Rechtsstellung
und Aufgaben des Deutschen Instituts fir Men-
schenrechte (DIMRG)“. Es regelt im Sinne der
»Pariser Prinzipien®, den internationalen Standards
der Vereinten Nationen fiir Nationale Menschen-
rechtsinstitutionen, die Rechtsstellung, die Aufgaben
und die Finanzierung des Instituts. Wir verstehen
dieses Gesetz als Bekraftigung unserer Funktion
als unabhangiger Akteur, der nur den Menschen-
rechten verpflichtet ist. Zugleich verstehen wir das
Gesetz als Auftrag, die Anforderungen der interna-
tional und national garantierten Menschenrechte
in Gesetzgebung und Politik sowie gegeniiber der
Justiz zur Geltung bringen.

Prof. Dr. Beate Rudolf
Direktorin

Michael Windfuhr
Stellvertretender
Direktor
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2015 im Uberblick

Neue Rechtsprechungsdaten-
bank ,ijus menschenrechte*
Das Institut veroffentlicht die
Rechtsprechungsdatenbank ,ius
menschenrechte®. Die erste
deutschsprachige Datenbank

zu menschenrechtsrelevanten
Urteilen enthalt ausgewahlte
Entscheidungen insbesondere
internationaler Gremien wie des
Europaischen Gerichtshofs fiir
Menschenrechte (EGMR), des
Gerichtshofs der Européischen
Union (EuGH) und der UN-Fach-
ausschusse der Menschenrechts-
abkommen.

Wahlrecht fiir alle Erwachse-
nen mit Behinderungen
Anlasslich der Birgerschaftswahl
am 15. Februar in Hamburg
fordert die Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonven-
tion des Instituts die Lander auf,
das Wahlrecht ziigig nach den
Vorgaben der UN-Behinderten-
rechtskonvention auszugestalten
und auf alle Erwachsenen mit
Behinderungen auszuweiten.

Racial Profiling: Institut fordert
Streichung des § 22 Absatz 1a)
Bundespolizeigesetz
Anlasslich des UN-Anti-Rassis-
mus-Tages macht das Institut
auf die Schwierigkeiten von Be-
troffenen aufmerksam, die sich
rechtlich gegen diskriminierende
Polizeikontrollen wehren wollen.
Die weite Ermachtigungsgrund-
lage in § 22 Abs. 1a) Bundes-

polizeigesetz berechtigt die
Polizei, ohne konkrete Verdachts-
momente jede Person zu kontrol-
lieren. Zugleich gibt das Gesetz
das Ziel vor, illegale Migration

zu verhindern. Damit fiihrt es
faktisch zu Kontrollen anhand
auBerer Merkmale, wie etwa der
Hautfarbe. Das ist jedoch wegen
des Verbots rassistischer Diskri-
minierung im Grundgesetz und
in internationalen Menschen-
rechtsvertréagen nicht zulassig.

SDGs - Chance fiir die Umset-
zung von Menschenrechten in
und durch Deutschland

Das Institut veroffentlicht ein
aktuell zu den Sustainable
Development Goals (SDGs), die
die Staats- und Regierungschefs
aller UN-Mitgliedstaaten im Sep-
tember in New York verabschie-
den werden. Die SDGs sollen

zu nachhaltigem Fortschritt in
wirtschaftlichen, sozialen und
okologischen Fragen fiihren und
fur alle Lander gleichermaBen
gelten. Damit sind sie nicht nur
durch die deutsche AuBen- und
Entwicklungspolitik umzuset-
zen, sondern auch innerhalb
Deutschlands in Politikbereichen
wie Bildung, Armutsbekdampfung
und Beschéftigung.

Rassistische Diskriminierung
in staatlichen Behorden
angehen

Nach der Veroffentlichung der
Empfehlungen des UN-Antirassis-
mus-Ausschusses an Deutsch-
land erklért das Institut: ,,Bund
und Lénder sollten die ausgewo-
genen und konkreten Empfeh-
lungen des UN-Ausschusses an
Deutschland zur Grundlage einer
umfassenden und effektiven
Strategie gegen Rassismus
machen. Die Bekédmpfung von
Rassismus muss endlich zu
einem wichtigen Politikfeld in
Deutschland werden.”

Menschenrechte im
bewaffneten Konflikt -

eine Unmoglichkeit?

Am 16. Juni findet der Experten-
Workshop ,,Menschenrechte

im bewaffneten Konflikt - eine
Unmoglichkeit?“ des Deutschen
Instituts flir Menschenrechte
und des Instituts fur Friedens-
sicherungsrecht und Humani-
tares Volkerrecht der Ruhr-Uni-
versitat Bochum statt. Themen
sind das Verhaltnis zwischen
Humanitarem Vélkerrecht und
dem internationalen Menschen-
rechtsschutz, die Erfahrungen
von Menschenrechts- und
humanitaren Organisationen

in Konfliktsituationen sowie

die Rolle von internationalen
Gerichten.
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Institut veroffentlicht Online-
Datenbank zu Menschen-
rechtsbildung

Das Institut prasentiert die
Ergebnisse einer Befragung zu
Menschenrechtsbildung in einer
Online-Datenbank. Es hatte

die fur schulische und auBer-
schulische Bildung zusténdigen
Ministerien aller 16 Bundeslan-
der befragt, inwiefern Menschen-
rechtsbildung und das Thema
Kinderrechte in deren Bildungs-
plénen, Bildungszielen, Lehrpla-
nen oder Curricula verankert sind
und ob es konkrete Plane gibt,
eine Ausrichtung an Menschen-
rechten als Bildungsziel starker
im Schulgesetz zu verankern.

Effektiver Schutz vor
geschlechtsspezifischer
Gewalt - auch in Fliichtlings-
unterkiinften

Die Frage nach der Unterbrin-
gung Asylsuchender Uberlagert
die Diskussion uber die Wahrung
der Rechte von Asylsuchenden
und Geduldeten in Flichtlings-
unterkiinften. Doch der Schutz
vor geschlechtsspezifischer
Gewalt in Fluchtlingsunterkinf-
ten weist erhebliche Defizite auf.
Die Europaratskonvention gegen
Gewalt gegen Frauen sieht
detaillierte Verpflichtungen des
Staates zum Schutz vor Gewalt
vor. Das Institut veréffentlicht ein
Positionspapier mit konkreten
und detaillierten Empfehlungen
fur eine menschenrechtskon-
forme Weiterentwicklung des
Gewaltschutzsystems fir Asyl-
suchende und Geduldete in
Flichtlingsunterkiinften.

70 Jahre UN - Werden die
Menschenrechtsnormen zur
Makulatur?

»Globales Chaos - machtlose
UNO“ lautet der Titel des Buches
von Andreas Zumach zum 70.
Jubildum der Vereinten Nationen.
Menschenrechte, Entwicklung
und Friedenssicherung sind

die drei Tatigkeitsbereiche der
UN. Doch wie weit reichen die
Handlungsmaglichkeiten der
Weltorganisation, Menschen-
rechte tatsachlich durchzusetzen,
Entwicklung zu starken und
Kriege zu beenden? Um dies zu
debattieren, laden das Deutsche
Institut flir Menschenrechte

und die Deutsche Gesellschaft
fur die Vereinten Nationen den
Autor und UN-Korrespondenten
am 23. September zu einem
offentlichen Gesprach mit
Diskussion nach Berlin ein.

UN-Sonderberichterstatterin
fiir das Recht auf Nahrung

im Institut

Hilal Elver, UN-Sonderbericht-
erstatterin fiir das Recht auf
Nahrung, besucht das Institut
und tauscht sich dabei auch

mit Vertreter_innen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und
der Wissenschaft aus. Ebenfalls
vertreten ist das Auswartige Amt.
Die Anwesenden besprechen
verschiedene Themen rund um
das Recht auf Nahrung und
dessen weltweite Umsetzung.

Bundesfamilienministerin
eroffnet Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention
Am 17. November eroffnet Bun-
desfamilienministerin Manuela
Schwesig die neue Monitoring-
Stelle UN-Kinderrechtskonven-
tion. Das Bundesministerium

fir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend hat das Deutsche
Institut fir Menschenrechte
2015 beauftragt, die Umset-
zung der UN-Konvention durch
Deutschland zu tiberwachen und
die Politik zu beraten, wie sie
Kinderreche in Deutschland ver-
wirklichen kann. Es setzt damit
eine Empfehlung des UN-Kinder-
rechtsausschusses um.

Die Rechte von Kindern

in Gerichtsverfahren ernst
nehmen und achten

Als Ergebnis einer Studie
empfiehlt das Institut Politik
und Justiz, die Bedirfnisse von
Kindern und Jugendlichen in
Gerichtsverfahren starker zu
beriicksichtigen. Es zeigt auf,
inwieweit deutsche Gerichts-
verfahren hinter den internatio-
nalen menschenrechtlichen
Anforderungen zu kindgerechter
Justiz zuriickbleiben. Mit dem
Opferrechtsreformgesetz und
dem Gesetz zum Schutz vor
sexuellem Missbrauch sind
wichtige Rechte von Kindern im
deutschen Strafrecht verankert
worden, etwa das Recht auf
psychosoziale Prozessbegleitung
und auf kindgerechte und sichere
Warteraume. Diese Vorgaben
mussen jetzt auch in der Praxis
konsequent umgesetzt werden.


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbildung/datenbank-menschenrechtsbildung/
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DAS DEUTSCHE INSTITUT FOUR MENSCHENRECHTE

Das Deutsche Institut fur

Menschenrechte

Menschenrechte fordern und schiitzen
Das Deutsche Institut fiir Menschenrechte ist die
unabhangige Nationale Menschenrechtsinstitution
Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es setzt sich
dafiir ein, dass Deutschland die Menschenrechte
im In- und Ausland einhalt und fordert. Das Institut
begleitet und Uberwacht zudem die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention und der
UN-Kinderrechtskonvention und hat hierfiir ent-
sprechende Monitoring-Stellen eingerichtet.

Forschen und beraten

Das Institut forscht interdisziplindr und anwen-
dungsorientiert zu menschenrechtlichen Fragen
und beobachtet die Menschenrechtssituation

in Deutschland. Es beréat die Politik in Bund und
Landern, die Justiz, Anwaltschaft, Wirtschaft sowie
zivilgesellschaftliche Organisationen bei der
Umsetzung der internationalen Menschenrechts-
abkommen. Das Institut berichtet dem Deutschen
Bundestag und verfasst Stellungnahmen fiir natio-
nale wie internationale Gerichte sowie internationale
Menschenrechtsgremien. Es unterstutzt Bildungs-
akteure bei der Verankerung von Menschenrechten
in der Aus- und Fortbildung fiir menschenrechts-
sensible Berufe sowie bei der Ausgestaltung der
schulischen und auBerschulischen Menschen-
rechtsbildung.

Das Institut versteht sich auch als Forum fiir den
Austausch zwischen Staat und Zivilgesellschaft,
Wissenschaft und Praxis, nationalen und internatio-
nalen Akteuren. Mit den Menschenrechtsgremien
der Vereinten Nationen, des Europarates und der
EU arbeitet es eng zusammen.

Informieren und dokumentieren

Die offentliche Institutsbibliothek stellt Forschungs-
literatur und Zeitschriften zu Menschenrechten zur
Verfligung. Sie besitzt den in Deutschland groBten
Bestand an Materialien zur Menschenrechtsbildung.

Mit zahlreichen Web- und Social-Media-Angeboten
informiert das Institut iber Menschenrechtsthemen
und dokumentiert die wichtigsten Menschenrechts-
vertrage und Berichte uUber deren Umsetzung in
Deutschland.

Unabhangig und nur den
Menschenrechten verpflichtet

Das Institut ist nur den Menschenrechten ver-
pflichtet und politisch unabhéngig. Als Nationale
Menschenrechtsinstitution arbeitet es auf Grund-
lage der ,,Pariser Prinzipien® der Vereinten Nationen.
Seit 2015 regelt das ,,Gesetz (iber die Rechts-
stellung und Aufgaben des Deutschen Instituts
fur Menschenrechte® die Rechtsstellung, die
Aufgaben und die Finanzierung des Instituts. Es
ist als gemeinnitziger Verein organisiert und wird
vom Deutschen Bundestag sowie - fir einzelne
Projekte - aus Drittmitteln finanziert. Die Richtlinien
fur die inhaltliche Arbeit legt ein Kuratorium fest,
in dem Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Politik
vertreten sind.

Nationale Menschenrechts-
institutionen

In mehr als 100 Staaten gibt es inzwischen Na-
tionale Menschenrechtsinstitutionen zur Forde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte. Sie
arbeiten auf Grundlage der Pariser Prinzipien.
Die Vereinten Nationen proklamierten die Prin-
zipien 1993 als internationalen Standard fir die
Rolle und Arbeitsweise Nationaler Menschen-
rechtsinstitutionen. Ein wichtiges Prinzip ist die
Unabhéangigkeit der Institution. Das Deutsche
Institut fir Menschenrechte erfiillt diesen
Standard voll und ist daher mit dem ,,A-Status®
anerkannt. Nur Menschenrechtsinstitutionen
mit diesem Status haben beispielsweise Rede-
und Mitwirkungsrechte beim UN-Menschen-
rechtsrat in Genf.
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»~Rassismus untergrabt
das Fundament unseres

Gemeinwesens*

Interview mit Prof. Dr. Beate Rudolf, Direktorin des Instituts

Das Jahr 2015 stand in Deutschland im Zeichen
der Flucht. Wie hat das Institut darauf reagiert?

Die Achtung und der Schutz der Menschenrech-
te von Menschen, die nach Deutschland fliehen,
sind schon lange ein wichtiges Thema fiir das
Institut. Denn es geht um Menschen, die in ihrer
Heimat oder auf ihrem Weg hierher Furchtbares
durchgemacht haben, die in existentieller Not sind
und daher besonders verletzbar. Sie zu schiitzen
und ihnen ein Leben in Wiirde und Freiheit zu
ermoglichen, ist Deutschlands Verpflichtung nach
internationalem Flichtlingsrecht und den Men-
schenrechten und selbstverstandlich ein Gebot
der Menschlichkeit.

Fir das Institut bedeutete das zweierlei: zum einen,
sich fir ein Asylsystem einzusetzen, in dessen
Zentrum die Rechte jedes Einzelnen auf Schutz
und auf gerichtlichen Rechtsschutz gegen Ab-
lehnungsentscheidungen stehen; zum anderen
darauf hinzuwirken, dass sich die Unterbringung
und Integration der gefliichteten Menschen an den
Menschenrechten ausrichten.

Daher hat das Institut, schon bevor im Sommer
2015 die Zahl der in Deutschland eintreffenden
gefllichteten Menschen erheblich anstieg, wieder-
holt eine Reform des Dublin-Systems der Euro-
paischen Union angemahnt. Denn in den vergan-
genen Jahren ist deutlich geworden, dass an den
EU-AuBengrenzen, insbesondere in Griechenland
und Italien, sowohl in den Asylverfahren als auch
bei der Unterbringung die Menschenrechte der
eingetroffenen Menschen in erheblichem MaBe
verletzt werden.

Internationale und europaische Menschenrechts-
organe, wie etwa der UN-Fliichtlingskommissar,
der Menschenrechtskommissar des Europarates,
UN-Sonderberichterstatter und UN-Vertragsaus-
schiisse haben dies vielfach kritisiert. Der Euro-
paische Gerichtshof fiir Menschenrechte erklarte
Rickuberstellungen von Asylsuchenden nach
Griechenland und nach lItalien fiir unvereinbar mit
der Européischen Menschenrechtskonvention.
Damit wurde deutlich: Die EU-Mitgliedstaaten
konnen nicht langer ihre gemeinsame menschen-
rechtliche Verantwortung fiir den Umgang mit
schutzsuchenden Menschen auf die Staaten an
den EU-AuBengrenzen abwalzen.

Mit dem ,,Durchwinken® der gefliichteten Men-
schen nach Nordeuropa, insbesondere nach
Osterreich, Deutschland und Schweden, wurde
das Dublin-System faktisch auBer Kraft gesetzt,
jedoch trat kein neues, solidarisches Asylsystem
an seine Stelle. Deutschland stand daher vor der
Herausforderung, die Aufnahme und Unterbrin-
gung der hohen Zahl eintreffender Menschen
menschenrechtskonform auszugestalten. Das ist
nicht immer einfach, aber zwingend notwendig,
denn Menschenrechte sind verbindlich und keine
Schonwetterveranstaltung. Deshalb hat das
Institut - ebenso wie die Bundeskanzlerin und
der Prasident des Bundesverfassungsgerichts -
betont, dass das Asylrecht keine Obergrenze kennt.
Es hat sich gegen die Festlegung von Staaten als
sicherere Herkunftsstaaten ausgesprochen, die
die menschenrechtlichen Anforderungen nicht
erflllen. Das Institut hat sich dagegen gewendet,
dass Regelungen wie die Residenzpflicht, die erst
Ende 2014 aus menschenrechtlichen Erwagungen
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abgeschafft wurden, wieder eingefiihrt wurden.
Es hat sich fiir das Recht unbegleiteter minderjah-
riger Fliichtlinge auf Familiennachzug eingesetzt
und fur den Erhalt des wirksamen Rechtsschutzes
in Asylverfahren.

Das Institut hat ferner Vorschlage vorgelegt, wie
sichergestellt werden kann, dass die Menschen-
rechte bei der Unterbringung der Gefliichteten
beachtet werden. Dazu zéhlen MaBnahmen zur
dezentralen Unterbringung, etwa durch Offnung
des Wohnungsmarktes und Starkung des sozialen
Wohnungsbaus. Hierdurch werden nicht nur die
Rechte der Schutzsuchenden auf Sicherheit, auf
Schutz der Privatsphéare und des Familienlebens
und auf angemessenes Wohnen gewahrt, sondern
auch ihre Integration erleichtert und damit ihr
Recht auf gesellschaftliche Teilhabe verwirklicht.
Zudem hat das Institut aufgezeigt, wie Frauen in
Flichtlingsunterkiinften wirksam vor Gewalt ge-
schutzt werden kdnnen: So missen etwa die Ver-
fahren in Asyl- und Sozialbehérden dem Schutz-
bedarf angepasst, geschlechtsspezifische Gewalt
in den Standards der Unterbringung berlcksichtigt
und deren Einhaltung tberprift werden.

»,Das Institut hat stets fiir eine menschen-
rechtskonforme Asyl- und Migrations-
politik geworben und wird dies auch
weiterhin tun.”

Das Institut hat stets fiir eine menschenrechtskon-
forme Asyl- und Migrationspolitik geworben und
wird dies auch weiterhin tun. Bei jeder Antwort auf
Flucht und Migration miissen die schutzbedirfti-
gen Menschen im Mittelpunkt stehen: Ihr Recht
auf Schutz, ihr wirksamer Zugang zum Recht sind
der zentrale MaBstab. Die EU-Staaten missen
ihrer gemeinsamen Verantwortung flr die Schutz-
suchenden und die Menschenrechte als Funda-
ment der Europdischen Union gerecht werden. Fir
Deutschland gilt: Auch wenn derzeit die Zahlen
der Schutzsuchenden deutlich zuriickgehen, bleibt
die Herausforderung, die Rechte der Angekom-

menen zu wahren. Ausnahmesituationen sind die
Bewahrungsprobe des Rechtsstaats. Das Institut
will weiter dazu beitragen, dass unser Rechtsstaat
diese Probe besteht.

Warum ist das Konzept der sicheren Herkunfts-
staaten problematisch?

Wenn ein Staat zum sicheren Herkunftsstaat er-
klart wird, erschwert dies den Zugang zum Recht
von gefllichteten Menschen aus diesen Staaten
erheblich. Denn ,sicherer Herkunftsstaat® heift:
Dort wird niemand verfolgt. Daher wird im Asyl-
verfahren davon ausgegangen, dass ein Mensch
aus diesem Staat kein Anrecht auf Schutz in
Deutschland hat, weil er oder sie kein Fliichtling
im Sinne der Genfer Fliichtlingskonvention ist
und dieser Person auch bei Riickkehr in das Land
keine Gefahr fiir Leib oder Leben droht. Diese
gesetzliche Vermutung kann zwar im Einzelfall
widerlegt werden. Jedoch ist das im Asylverfahren
in der Praxis kaum méglich. Schutzsuchende
missen namlich bereits im Anhérungsverfahren
Uber ihre Verfolgung berichten. Sie tun das aber
oft nicht - aus Unwissenheit oder weil sie aus-
sprechen mussten, was in ihrer Heimat tabuisiert
ist, beispielsweise ihre Homosexualitat, oder
wodurch sie traumatisiert wurden, etwa sexuali-
sierte Gewalt. Hierflr wiirden sie rechtlichen
Beistand und psychologische Behandlung vor der
Durchfiihrung des Asylverfahrens bendtigen. Und
angesichts der sehr kurzen Fristen fiir gerichtli-
chen Schutz ist dort ebenfalls die Chance auf gute
rechtliche Beratung gering. All dies verhindert den
wirksamen Zugang zum Recht fiir Schutzbeddirf-
tige aus sicheren Herkunftsstaaten. Die Men-
schenrechte verlangen jedoch, dass jeder Mensch
sein Recht auch durchsetzen kann.

Die Einschatzung eines Herkunftsstaates als
sicher muss auf Tatsachen beruhen; hierfir muss
sich der Gesetzgeber auf alle verfiigbaren und
glaubwiirdigen Quellen stiitzen. Politische Er-
wagungen diirfen keine Rolle spielen. Es ist also
unerheblich, ob etwa ein Staat Blindnispartner
Deutschlands oder EU-Beitrittskandidat ist oder
ob gerade viele Menschen von dort kommen. Au-
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Berdem muss der Gesetzgeber selbst kontinuier-
lich beobachten, ob sich die Situation in dem
»sicheren Herkunftsstaat® andert. Gegenwartig
ist die Bundesregierung aber nur verpflichtet,

alle zwei Jahre einen Bericht Uber die Lage in

den sicheren Herkunftsstaaten vorzulegen - und
seit Einflihrung des Konzepts der sicheren Her-
kunftsstaaten ist es noch nie zu einer Revision der
Einstufung von Staaten gekommen.

Das Institut hat 2015 zur Priifung Deutschlands
durch den UN-Antirassismus-Ausschuss einen
Parallelbericht vorgelegt. Nimmt die Politik
das Thema Rassismus ernst genug? Wo sehen
Sie Handlungsbedarf?

Die UN-Antirassismus- Konvention verpflichtet alle
Vertragsstaaten, rassistische Diskriminierung zu
bekampfen. Das ist fiir jeden Staat eine schwierige
und komplexe Aufgabe, auch fiir Deutschland.
Denn es geht nicht nur um die rechtsextremen
Milieus und rechtsterroristischen Gruppierungen,
so gefahrlich sie auch sind. Nicht zuletzt die dra-
matisch angestiegenen Ubergriffe auf Fliichtlings-
unterkinfte und die Hasskommentare im Internet
zeigen, dass offen rassistische AuBerungen und
Handlungen auch von Personen begangen werden,
von denen keinerlei Verbindung zum Rechtsextre-
mismus bekannt ist.

Bei einer Gesamtstrategie gegen Rassismus geht
es aber um noch mehr: Rassistische Stereotype
sind in unserer Gesellschaft tief verankert und
pragen auch unbewusst Wahrnehmungen, Bewer-
tungen und Handlungen - Uberall, aber auch in

oder jedenfalls eine bosartige Absicht beim Han-
delnden voraussetze. AuBerdem wird Rassismus
oft mit Rechtsextremismus gleichgesetzt und hier-
aus der falsche Umkehrschluss gezogen: ,Wer kein
Rechtsextremist ist, kann nicht rassistisch han-
deln.” Das haben internationale Menschenrechts-
gremien immer wieder gegeniiber Deutschland
kritisiert. Es ist auch rassistisch, wenn Menschen
aufgrund ihrer angeblichen Kultur oder Religion
unverdnderbare Eigenschaften zugeschrieben und
sie dann als ,andere® ausgegrenzt werden. Zudem
schwingt in der Feststellung von Rassismus der
Vorwurf mit, nichts aus der deutschen Geschichte
gelernt zu haben. Das macht die Feststellung von
Rassismus zu einem der schwersten politischen
Vorwiirfe hierzulande, und entsprechend schnell
ist der Abwehrreflex.

Erfreulicherweise ist trotzdem in den vergangenen
Jahren das Bewusstsein fiir Rassismus gesell-
schaftlich gewachsen. Hieran haben Betroffene,
die Rassismus offentlich anprangern und sich
gegen rassistische Diskriminierung wehren, einen
wichtigen Anteil. Auch das NSU-Verfahren in
Miinchen und der NSU-Untersuchungsausschuss
des Deutschen Bundestages haben hierzu beige-
tragen. Eine weitere Ursache diirfte das Erstarken
offen rassistischer Stimmen und Forderungen

im Kontext der Pegida-Bewegung und in der
Flichtlingsdebatte, sein. Gegen diese Stimmen
haben Birger_innen, Politiker_innen, Kirchen und
Verbande Widerspruch erhoben, sich gegen Hass
positioniert und Allianzen gebildet.

»,Das Bewusstsein fur Rassismus ist gesell-
schaftlich gewachsen. Betroffene, die sich
gegen rassistische Diskriminierung weh-
ren, haben daran einen wichtigen Anteil.*

Institutionen und Verwaltung. Und sie kdnnen sich
auch in Normen und Verfahren niederschlagen.

Das kann zu diskriminierenden staatlichen Prakti-
ken flihren, auch ohne dass einzelne Akteur_innen

in den Institutionen absichtsvoll handeln, etwa bei
polizeilichen Personenkontrollen, oder zu diskrimi-
nierenden Ergebnissen, etwa der starken Abhan-
gigkeit des Bildungserfolgs von der Herkunft der
Schuler_innen in Deutschland.

In Deutschland ist allerdings die Ansicht verbreitet,
dass ,rassistisch® eine personliche Eigenschaft sei

Diese Entwicklungen weisen zugleich auch auf den
bestehenden Handlungsbedarf hin: Die Empfeh-
lungen des NSU-Untersuchungsausschusses sind
bislang noch nicht umfassend umgesetzt. Auch ist
jetzt gesetzlich klargestellt, dass die rassistische
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Motivation einer Tat bei der Strafzumessung
berlcksichtigt werden muss. Um diese Gesetzes-
anderung wirksam werden zu lassen, miissen
jedoch auch die Ermittlungsroutinen angepasst
werden und die Strafverfolgungsbehdrden in die
Lage versetzt werden, Rassismus zu erkennen.
Gesetze und polizeiliche Praxis miissen so aus-
gestaltet werden, dass verdachtsunabhéangige
Personenkontrollen aufgrund des duBeren Erschei-
nungsbildes, sogenanntes ,,Racial Profiling“, nicht
langer erfolgen. Rassistischer Hassrede muss in
der offentlichen Debatte klar entgegengetreten
werden. Zudem sollten die Instrumente, mit denen
sich Betroffene gegen rassistische Diskriminierung
wehren konnen, gestarkt werden. Das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz etwa sollte - den Emp-
fehlungen internationaler Menschenrechtsgremien
folgend - Verbandsklagen erlauben sowie die
Antidiskriminierungsstelle des Bundes starken.

MaBstab der Vereinten Nationen fiir Nationale
Menschenrechtsinstitutionen, die Rechtsstel-
lung, die Aufgaben und die Finanzierung des
Instituts. Ein wichtiger Schritt fiir das Institut,
ein noch wichtigerer fiir Deutschland?

Das Gesetz ist ein Meilenstein, weil der Deutsche
Bundestag damit zum Garanten der Unabhangig-
keit des Instituts wird. Als unabhéngiger Akteur,
der allein den Menschenrechten verpflichtet ist,
soll das Institut als Nationale Menschenrechts-
institution in Gesetzgebung, Politik und gegenlber
der Justiz die Anforderungen der international und
national garantierten Menschenrechte zur Geltung
bringen. Diesen Informations- und Beratungsauftrag
erfillt das Institut durch anwendungsorientierte
Analysen, Stellungnahmen, Monitoring-Berichte
und durch Foérderung der Menschenrechtsbildung
im Inland. AufgabengemaB muss es seinen Blick
auf Defizite und Verbesserungsbedarfe richten.
Eine Nationale Menschenrechtsinstitution, die die

»Rassismus untergrabt das Fundament
unseres Gemeinwesens: die Anerken-
nung jedes anderen Menschen als eines
Gleichen, mit gleicher Wirde und gleichen
Rechten.”

Pariser Prinzipien erfiillt, ist daher das Zeichen
eines starken, weil selbstkritischen Rechtsstaats.

Seit August 2015 ist das Institut beauftragt, die
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in

Und schlieBlich: Menschenrechtsbildung, die auf
die gleiche Wirde und die gleichen Rechte aller
Menschen fokussiert, muss in der schulischen
Bildung endlich angemessen verankert und umge-
setzt werden.

Die Bekampfung von Rassismus muss fiir die Poli-
tik hochste Prioritat haben. Denn Rassismus un-
tergrabt das Fundament unseres Gemeinwesens:
die Anerkennung jedes anderen Menschen als
eines Gleichen, mit gleicher Wiirde und gleichen
Rechten.

Im Sommer 2015 beschlossen Bundestag und
Bundesrat das ,,Gesetz liber die Rechtsstellung
und Aufgaben des Deutschen Instituts fiir
Menschenrechte (DIMRG)“. Es regelt im Sinne
der ,Pariser Prinzipien, dem internationalen

Deutschland zu begleiten und zu Giberwachen.
Dazu hat das Institut die Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention eingerichtet. Wie
kann die Monitoring-Stelle den Rechten von
Kindern mehr Geltung verschaffen?

Alle Kinder in Deutschland haben Menschenrech-
te. Die UN-Kinderrechtskonvention buchstabiert
sie aus, als Schutzrechte, Forderungsrechte

und Beteiligungsrechte. Sie macht es damit fur
Gesetzgebung, Politik und Justiz klarer, wo und wie
Kinderrechte zu achten und umzusetzen sind. Bei
dieser Aufgabe unterstiitzt sie die Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention. Dafiir richtet sie ihren
Blick auf die Bereiche, in denen Kinderrechte nicht
oder nicht hinreichend bericksichtigt werden. Vor-
rangig sind dabei zum einen Situationen, in denen
Kinder besonders verletzlich sind, wie das etwa
bei Flichtlingskindern oder Kindern von Strafge-
fangenen der Fall ist. Die Monitoring-Stelle erstellt
Berichte hierliber und empfiehlt Lésungen. Damit
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diese auch die Interessen und Sichtweisen von
Kindern und Jugendlichen angemessen berlck-
sichtigen, wie es die UN-Kinderrechtskonvention
verlangt, werden Kinder und Jugendliche in die
Entwicklung von Losungen eingebunden.

Zum anderen will die Monitoring-Stelle vorrangig
dazu beitragen, dass Kinderrechte als Rechte
ernst genommen werden. Das bedeutet, dass
Kinder und Jugendliche sich in wirksamer Weise
gegen die Verletzung ihrer eigenen Rechte wehren
und die Verwirklichung ihrer Rechte einfordern
kénnen missen. Deshalb muss ihre effektive Be-
teiligung in gerichtlichen Verfahren sichergestellt
werden. Zudem missen fur Kinder und Jugendli-
che niedrigschwellige Beschwerdemdoglichkeiten
bestehen, durch die sie Abhilfe bei Rechtsbeein-
trachtigungen erlangen konnen.

Bezlglich der UN-Kinderrechtskonvention gilt,
was fir die Arbeit des Instituts insgesamt gilt: Wir
geben menschenrechtlichen Rat, die Verantwor-
tung fiir die Umsetzung der menschenrechtlichen
Verpflichtungen liegt bei Politik, Verwaltung und
Justiz in Bund und Léndern. Diese Verantwortung
wahrzunehmen, wird schwieriger und zugleich
umso wichtiger angesichts der lauter werdenden
Stimmen, die Hass gegen Minderheiten und
gegen Gefllichtete verbreiten, die Menschlich-
keit diffamieren und die das menschenrechtliche
Fundament unseres Staates ablehnen. Ein demo-
kratischer Rechtsstaat muss solchen hasserfiillten
Stimmen eine faktengestiitzte menschenrechts-
orientierte Politik entgegensetzen.

»,Die UN-Kinderrechtskonvention macht fur
Gesetzgebung, Politik und Justiz klar, wo
und wie Kinderrechte zu achten und umzu-

setzen sind.*
\
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Lzdnternehmen kommt eine groB3e
Verantwortung fur die Arbeits-
bedingungen und andere Effekte
ihres wirtschaftlichen Handelns zu“

Interview mit Michael Windfuhr,
Stellvertretender Direktor des Instituts

Warum setzt sich das Institut fiir einen Natio-
nalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschen-
rechte in Deutschland ein?

Fir die Wahrung von Menschenrechten im Wirt-
schaftsleben ist es wichtig, Liefer- und Wertschop-
fungsketten so zu organisieren, dass es moglichst
nicht zu Verletzungen kommt. Gerade in Landern,
die selbst zu schwach oder unwillig sind, Menschen-
rechte durchzusetzen, kommt Unternehmen eine
groBe Verantwortung fiir die Arbeitsbedingungen
und andere Effekte ihres wirtschaftlichen Handelns
zu, wie zum Beispiel die Umsiedlung von Menschen
aufgrund eines Bergbau- oder Infrastrukturprojekts.
Denn auch auBerhalb der Produktionsstéatten be-
stehen zahlreiche menschenrechtlicher Risiken.

(Mindest-)Standards, ein gemeinsames ,level
playing field® flir Unternehmen, zu erreichen. Damit
andere Lénder ebenfalls einen wirksamen Nationalen
Aktionsplan erarbeiten, kommt es sehr darauf an,
dass gerade Deutschland als einer der wichtigsten
und international sehr stark vernetzten Wirtschafts-
raume einen ambitionierten Aktionsplan vorlegt.
Nur dann ist zu erwarten, dass Lander wie Mexiko
oder Malaysia sich auch vornehmen, ihre eigenen
Firmen wirkungsvoll zu kontrollieren.

Mandat des Deutschen Instituts fiir Menschen-
rechte ist es, sich fir den Schutz der Menschen-
rechte in und durch Deutschland einzusetzen. Das
wirtschaftliche Handeln Deutschlands, wie auch
das deutscher Unternehmen, ist damit Teil des
Mandates der Nationalen Menschenrechtsinsti-
tution Deutschlands.

»Alle Lander weltweit sind gehalten,
Nationale Aktionspléne zur Umsetzung
der UN-Leitprinzipien fur Wirtschaft und
Menschenrechte zu erarbeiten.”

Warum setzen sich weltweit Nationale
Menschenrechtsinstitutionen, beispielsweise
in Danemark, Finnland, GroBbritannien, aber

Der UN-Menschenrechtsrat hat die UN-Leitprinzi-
pien fur Wirtschaft und Menschenrechte 2011 ein-
stimmig angenommen. Alle Lander weltweit sind
gehalten, Nationale Aktionsplane zur Umsetzung
der Leitprinzipien zu erarbeiten. In diesem Prozess
liegt eine enorme Chance, international gleiche

auch Kolumbien, so engagiert fiir Nationale
Aktionspléne ein?

Viele Nationale Menschenrechtsinstitutionen
arbeiten bereits zu Fallen von Menschenrechts-
verletzungen, in die Firmen involviert sind, seien
es beispielsweise Verletzungen von Arbeits-
rechten, Landvertreibungen oder Probleme

bei Bergbaufirmen, vom Landzugang bis hin zu
Wasserverschmutzungen. Wenn die Nationale
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Menschenrechtsinstitution von Malawi die Auswir-
kungen etwa europdischer Plantagenbetreiber in
Malawi adressieren will, ist es zudem sinnvoll, mit
den europaischen Schwesterinstitutionen zusam-
menzuarbeiten.

Einige Nationale Menschenrechtsinstitutionen sind
zudem von ihren Regierungen gebeten worden,
Prozesse der Erarbeitung Nationaler Aktionspléne

All diese Schritte werden es langfristig erheblich
einfacher machen - gerade auch fiir kleine und
mittlere Unternehmen - zu wissen, was von lhnen
erwartet wird, und wie sie mit komplexeren Prob-
lemen oder Situationen umgehen kénnen.

,Viele Unternehmen haben sich Uber
Menschenrechte in der Lieferkette bislang
keine besonderen Gedanken gemacht.*

zum Thema Wirtschaft und Menschenrechte zu
begleiten. Einige wurden auch bereits direkt von

Unternehmen als Berater angefragt.

Ist ein Aktionsplan wirklich das richtige Instru-
ment, um den Menschenrechten im Kontext
Wirtschaft hierzulande und weltweit Geltung
zu verschaffen?

In allen Landern gibt es zahlreiche Gesetze, die
Arbeitsbeziehungen, Umweltstandards etc. regeln.
Ein Aktionsplan kann zunachst die Bedeutung
haben, dass Uberprift wird, ob der gesetzliche
Rahmen ausreichend ist, um die Menschenrechte
aller, besonders der Schwacheren, zu schiitzen.
Weiterhin kann ein Aktionsplan die UN-Leitprin-
zipien aufgreifen und diese fiir die Unternehmen
ausbuchstabieren. Der Aktionsplan soll gerade

die Sensibilitat fir mégliche Menschenrechtsver-
letzungen in globalen Liefer- und Wertschopfungs-
ketten stéarken. Solche Auswirkungen im Blick zu
haben, ist fir viele Unternehmen neu. Staaten
miussen sicherstellen, dass Unternehmen Menschen-
rechte nicht beintrachtigen. Der Staat sollte aber
die volle Bandbreite zulassiger Praventiv- und
AbhilfemaBnahmen nutzen. Reichen freiwillige
Ansatze zum Schutz der Menschenrechte nicht aus,
kann sich die Schutzpflicht zu einer Regulierungs-
pflicht verdichten.

Ein Aktionsplan kann zudem helfen, deutlich zu
machen, dass menschenrechtliche Folgeabschat-
zungen machbar sind. Dies zeigen wir in einer
gemeinsam mit dem Deutschen Global Compact
Netzwerk herausgegeben hat. Hier werden konkrete
Beispiele von Folgenabschatzungen in deutschen
Unternehmen und ihre Machbarkeit beschrieben.

Welche Herausforderungen gab es in diesem
Prozess zur Erarbeitung des Aktionsplans?

Eine Herausforderung ist der Umgang mit den
Sorgen von Unternehmen. Viele Unternehmen
haben sich tiber Menschenrechte in der Lieferkette
bislang keine besonderen Gedanken gemacht.

In Zuliefervertragen wurden gewisse Standards
festgehalten, aber wie diese in Landern wie Bangla-
desch, China oder Agypten unter den derzeitigen
Rahmenbedingungen eingefordert und kontrolliert
werden, wurde bislang von Firmen kaum bearbei-
tet. Gerade in Deutschland, einem Land, in dem
auch viele kleinere und mittelgroBe Unternehmen
oft sehr stark auf den Weltmarkt orientiert sind,
bestehen bei vielen Firmen Sorgen, wie sie die
Komplexitdt managen kénnen, wie viel Aufwand
die Berichterstattung erfordern wird und welche
Haftungsrisiken darin liegen kdnnen.

Die Diskussionen in den Fachanhorungen in der
Erarbeitungsphase des deutschen Aktionsplans
haben einige dieser Schwierigkeiten verdeut-
licht. Es wurde aber auch deutlich, dass erstens
Antworten oder Reaktionsmaoglichkeiten fiir viele
Herausforderungen vorhanden sind und diese
auch nicht zu komplex sein missen, und zweitens,
dass Unternehmen langfristig kaum daran vor-
beikommen, gravierende Menschenrechtsrisiken
entlang ihrer Liefer- und Wertschopfungsketten zu
kennen.


http://www.institut-fuer-menschenrech-te.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Weitere_Publikationen/HRIA_Menschenrechtliche_Risiken_und_Auswirkungen_ermitteln_Perspektiven_aus_der_Unternehmenspraxis.pdf
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Bei den Wirtschaftsverbanden scheint immer
wieder die Sorge auf, dass verbindliche Regeln
vor allem in Deutschland eingefiihrt werden und

~Staaten missen sicherstellen, dass
Unternehmen Menschenrechte nicht
beintrachtigen.”

Sind zwei Jahre Zeit fiir ein so komplexes Thema
ausreichend fiir die Erarbeitung eines solchen
Aktionsplans?

Der Zeitplan fur die Erarbeitung des nationalen
Aktionsplans war im Grunde ausreichend, um

der Komplexitét des Themas durch Anhdrungen,
Plenumsveranstaltungen und Hintergrundstudien
wie dem National Baseline Assessment gerecht
zu werden. Insgesamt wurden zwdlf Fachanhorun-
gen durchgeflihrt, die alle von verschiedenen am
Verfahren beteiligten Akteuren vorbereitet wurden.
Die Dokumentationen der sehr instruktiven Anho-
rungen sind auf der Webseite des Auswartigen
Amtes zum Nationalen Aktionsplanprozess abruf-
bar und bieten viele Anregungen, wie mit einzel-
nen Problemen umgegangen werden kann.

Im zweiten Jahr gab es keinen Prozess mehr mit
den verschiedenen Stakeholdern, da die Bundes-
regierung fast ein Jahr gebraucht hat, die internen
Differenzen Uber die Ausgestaltung des Nationalen
Aktionsplans zu Gberwinden. Die Verzogerungen
durch die Absprachen innerhalb der Regierung
haben nun dazu gefiihrt, dass es zu dem dann
ersten Entwurf eines Aktionsplans keinen umfang-
reicheren Konsultationsprozess mehr geben kann,
wie dies urspringlich angedacht worden war. Jetzt
kommt der Entwurf so spat in der Legislaturperio-
de, dass er vermutlich relativ schnell im Kabinett
verabschiedet werden wird.

Mit welchen Widersténden haben Sie gerechnet?
Welche gab es tatsachlich?

Es war von Beginn an klar, dass die Auseinander-
setzung uber die Verbindlichkeit des gewahlten
Instrumentenmix im Zentrum der Debatte stehen
wirde. Die UN-Leitprinzipien empfehlen einen
~smart mix“ aus verbindlichen und freiwilligen
Instrumenten, um ihre Umsetzung zu befoérdern.

sie damit im internationalen Wettbewerb schnell
zu einem Nachteil fiir deutsche Unternehmen
werden konnten. Die Zivilgesellschaft und die
Gewerkschaften machten immer wieder deutlich:
Wenn nicht einmal Deutschland sich traut, einige
Umsetzungsaspekte verbindlicher auszugestalten,
wirden andere Lander kaum weiter gehen.

Der Prozess war deshalb gepragt von den weit aus-
einanderliegenden Positionen, zwischen Gewerk-
schaften und Zivilgesellschaft auf der einen Seite
(fir verbindliche Regelungen) und den Wirtschafts-
verbanden (gegen verbindliche Regelungen).

Diese wiederkehrende Frontstellung war in den
Verhandlungen und Anhoérungen wenig hilfreich.
Dennoch ist mein Eindruck, dass die Anhdrungen
auch zu einem wachsenden Verstandnis der anderen
Seite beigetragen haben. Unternehmen haben
verstanden, welche Arten von Menschenrechts-
verletzungen im Fokus von Zivilgesellschaft und
Gewerkschaften stehen. Diese wiederum haben
gelernt, dass es schon eine durchaus beachtliche
Zahl von Unternehmen gibt, die sich bereits darum
kiimmern, menschenrechtliche Standards in ihre
Unternehmensprozesse einzubauen. In den An-
hérungen wurde auch deutlich, dass die Heraus-
forderungen fir Unternehmen nicht immer gering
sind, andererseits aber auch machbar. Der lange
Verhandlungsprozess innerhalb der Bundesregie-
rung legt nahe, dass dort vergleichbar tber das
Niveau der Ambition fiir einen Aktionsplan gestritten
wurde und Uber die Frage, welcher Instrumenten-
mix gewahlt werden soll.
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Das Institut im internationalen

Kontext

Nationale Menschenrechtsinstitutionen tragen
gemal den Pariser Prinzipien der Vereinten
Nationen auch durch internationale Zusammenarbeit
zu Foérderung und Schutz der Menschenrechte in
ihrem und durch ihren Staat bei. Sie sollen hierfir
sowohl mit den internationalen und regionalen
Organen des Menschenrechtsschutzes kooperie-
ren als auch mit den Nationalen Menschenrechts-
institutionen anderer Staaten. Damit erfiillen sie
ihre Briickenfunktion zwischen der internationalen
und der nationalen Ebene. Sie bringen Erfahrungen
bei der Umsetzung von Menschenrechten aus dem
eigenen Land in die Menschenrechtsgremien der
Vereinten Nationen und der regionalen Ebenen. In
Europa sind dies insbesondere der Europarat und
die EU. So stérken die Nationalen Menschenrechts-
institutionen die internationalen Monitoring-
Verfahren und die Prozesse zur Entwicklung neuer
menschenrechtlicher Standards oder deren Durch-
setzungsmechanismen. Zugleich tragen Nationale
Menschenrechtsinstitutionen die Erkenntnisse aus
den internationalen Debatten tber die Fortent-
wicklung des Menschenrechtsschutzes zurlck in
die innerstaatlichen Prozesse zur Verwirklichung
der Menschenrechte.

Mitwirkung in Menschenrechtsgremien
Dementsprechend wirkte das Institut im Jahr 2015
in zwei Staatenberichtsverfahren zu Deutschland
mit: vor dem UN-Ausschuss fiir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen und vor dem UN-
Ausschuss gegen rassistische Diskriminierung. In
beiden Verfahren legte das Institut einen Parallel-
bericht zum deutschen Staatenbericht vor. Die
Berichte konzentrierten sich auf Defizite bei der
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
und der UN-Antirassismus-Konvention in Schlis-
selbereichen; zudem stand das Institut den
UN-Ausschissen Rede und Antwort (naher hierzu

In verschiedenen Formaten setzte es sich fir
die Verbreitung und Umsetzung der Ausschuss-
empfehlungen ein.

Im Jahr 2015 begleitete das Institut dariiber hinaus
die Uberpriifung Deutschlands durch den Euro-
paischen Ausschuss Uber die Rechte nationaler
Minderheiten, den Expertenausschuss des Euro-
paratsabkommens gegen Menschenhandel und
den Menschenrechtskommissar des Europarates.
Letzterer hat seinen Bericht im Oktober bei der

Berlin vorgestellt.

Den Anti-Folter-Ausschuss des Europarates unter-
stutzt das Institut seit 2005 durch die Mitarbeit
von Wolfgang Heinz, Senior Policy Adviser des
Instituts, der 2015 zum Zweiten Vizeprasidenten
gewahlt wurde. Dieses Gremium unabhangiger
Sachverstandiger zur Europédischen Anti-Folter-
Konvention arbeitet in allen 47 Mitgliedstaaten
des Europarates und fiihrt regelméaBige Besuche in
Einrichtungen der Polizei, Justiz, Abschiebeeinrich-
tungen, Psychiatrie und in anderen Einrichtungen
der Sozialfiirsorge durch. Dadurch tragt es dazu
bei, Folter, Misshandlung und unmenschliche
Behandlung von Menschen, die gegen ihren Willen
festgehalten werden, zu verhiten. Der Ausschuss
veroffentlicht seine Berichte in der Regel mit
konkreten Empfehlungen und den Antworten

der Regierungen. Wolfgang Heinz nahm 2015 an
Besuchen in der Schweiz (periodischer Besuch), in
Ungarn (Fokus auf der Behandlung von Fliichtlingen)
und in ltalien (Abschiebungsflug nach Nigeria) teil.
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Unterstitzung fir Menschenrechts-
akteure

Nationale Menschenrechtsinstitutionen sind

auch gesuchte Ansprechpartner internationa-

ler Menschenrechtsakteure bei ihren offiziellen
Reisen nach Deutschland. Im Jahr 2015 suchten
den Austausch mit dem Institut: der Menschen-
rechtskommissar des Europarates, Nils Muiznieks,
die EU-Kommissarin fiir Justiz, Verbraucherschutz
und Gleichstellung, Vera Jourova, die UN-Sonder-
berichterstatterin zum Recht auf Nahrung, Hilal
Elver, der UN-Sonderberichterstatter fir extreme
Armut, Philip Alston, sowie der UN-Sonderbericht-
erstatter zu Giftmill, Baskut Tuncak. Zusétzlich
organisierte das Institut fir die UN-Sonderbericht-
erstatter_innen Treffen mit der Zivilgesellschaft.
AuBerdem unterstitzte das Institut das Mandat
des UN-Sonderberichterstatters Gber Religions-
und Weltanschauungsfreiheit, Heiner Bielefeldt,
und das deutsche Mitglied im Ausschuss gegen
das Verschwindenlassen, Rainer Huhle, durch
Recherchen und Veranstaltungen. In Kooperation
mit dem Europarat veranstaltete das Institut im
Oktober 2015 eine Debatte liber den Bericht des
Menschenrechtskommissars des Europarates zur
Menschenrechtslage in Deutschland.

Nationale Menschenrechtsinstitutionen
arbeiten auf vielfaltige Weise zusammen,
um voneinander zu lernen und gemeinsam
als starke Stimme fir die Menschenrechte
aufzutreten.

Zusammenarbeit zwischen Nationalen
Menschenrechtsinstitutionen

Nationale Menschenrechtsinstitutionen arbeiten
auf vielfaltige Weise zusammen, um voneinander
zu lernen und gemeinsam als starke Stimme fir
die Menschenrechte aufzutreten. Zentral hierfiir
sind ihre globalen und regionalen Netzwerke - die
Global Alliance of National Human Rights Institutions
(GANHRI) und in Europa das European Network
of National Human Rights Institutions (ENNHRI).
Daneben existieren auch bilaterale Kooperationen,

wie etwa die des Instituts im Rahmen eines Projekts
zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte. Dieses sucht Wege, wie eine
Kooperation Nationaler Menschenrechtsinstitutio-
nen zu einer Verbesserung der Menschenrechts-
lage in den Sektoren Rohstoffabbau, Textilien

und Landwirtschaft beitragen konnte (siehe auch

Im Rahmen von GANHRI setzte das Institut, neben
seiner Mitwirkung im Finanzausschuss, wichtige
Impulse flr die Rolle von Nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen bei der Umsetzung der
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs, Agenda 2030).
Der vom Institut entwickelte Ansatz, diese Ziele
inhaltlich mit dem Monitoring im UN-Menschen-
rechtsschutzsystem zu verbinden, etwa mit den
von den UN-Vertragsausschissen in Staaten-
berichtsverfahren formulierten AbschlieBenden
Bemerkungen, stieB auf groBe Zustimmung und
wurde von der 12. GANHRI-Konferenz den Mitglie-
dern zur Umsetzung empfohlen. Das Institut ist
ferner in den GANHRI-Arbeitsgruppen ,Wirtschaft
und Menschenrechte®, ,UN-Nachhaltigkeitsziele*
und ,Menschenrechte Alterer® aktiv, die Stellung-
nahmen erarbeiten und sich in die Debatten in den
zustandigen UN-Menschenrechtsgremien einbringen.

Im Europaischen Netzwerk ENNHRI war das
Institut Mitglied im Leitungsgremium und hatte
den Vorsitz des Finanzausschusses inne. In diesen
Funktionen trug es maBgeblich zur inhaltlichen,
organisatorischen und finanziellen Konsolidierung
des erst 2013 institutionalisierten Netzwerks bei.
Insbesondere beteiligte es sich an der Abstimmung
von Stellungnahmen, unterstiitzte die Erstellung
von Projektantragen, nahm an Stellenbesetzungs-
verfahren teil und beriet das Sekretariat beim
Aufbau der Kommunikation des Netzwerks.

An dem EU-geforderten Projekt zu den Menschen-
rechten Alterer in der Pflege arbeitete das Institut
in der Kerngruppe mit. Das Institut trug auBerdem
zur Wiedereinrichtung der Arbeitsgruppe Asyl/
Migration bei und war auf der von der serbischen
Nationalen Menschenrechtsinstitution organi-
sierten Konferenz ,Ombudsman/National Human
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Rights Institutions: Human Rights Challenges in
the Refugee/Migrant Crisis“ vertreten. Ferner
beteiligte sich das Institut an der Stérkung des
ENNHRI-Arbeitsschwerpunkts zu wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechten, insbesondere
im Themenfeld ,,Austeritatspolitik und Menschen-
rechte“. Im Zentrum der Arbeit der ENNHRI-
Arbeitsgruppe zu Rechtsfragen, in der das Institut
mitwirkt, stand weiterhin die Debatte Uber die
langerfristige Zukunftsperspektive (,longer term
future®) des Schutzsystems der Europaischen
Menschenrechtskonvention (EMRK). In ihren
Stellungnahmen sprach sich die Arbeitsgruppe fir
MaBnahmen aus, die die Verantwortlichkeit der
Staaten fir die Beachtung der EMRK im eigenen
Land adressieren. Auf der ENNHRI-Jahrestagung
wurde die Direktorin des Instituts zur Kandidatin
des Netzwerks fiir den Vorsitz des Weltverbandes
GANHRI ab 2016 gewahlt.
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Das Jahr 2015 war - weltweit und in Deutschland -
wesentlich gepréagt durch das Schicksal der Men-
schen auf der Flucht. Uber 65 Millionen Menschen
waren nach Angaben des Flichtlingshilfswerks
der Vereinten Nationen 2015 auf der Flucht vor
Kriegen (insbesondere in Syrien und weiteren
nahostlichen Staaten sowie Subsahara-Afrika),
Verfolgung, Gewalt und Menschenrechtsverletzun-
gen. Nach Angaben der Internationalen Organi-
sation fur Migration starben im Jahr 2015 3.800
Menschen bei ihrem Versuch, Europa Uber das
Mittelmeer zu erreichen. Etwa eine Million Schutz-
suchender kamen in Deutschland an.

Der Zugang zum Recht auf Asyl und die Menschen-
rechte der Gefliichteten wahrend ihrer Flucht und
nach ihrer Ankunft in Deutschland waren 2015
deshalb pragende Themen fiir die Forschung,
Politikberatung und Offentlichkeitsarbeit, wobei
das Institut an seine langjahrige Arbeit zum Recht
auf Asyl, zur européischen Flichtlingspolitik und
den Rechten von Fliichtlingen anknipfen konnte.
Aufgrund dieser Expertise bearbeitete das Institut
auch eine Vielzahl von Presseanfragen zur men-
schenrechtlichen Bewertung aktueller Entwicklun-
gen und politischer MaBnahmen.

Zugang zum Asylverfahren

Flichtlingsrecht und Menschenrechte verleihen
Menschen, die vor Verfolgung und Menschen-
rechtsverletzungen fliehen, einen individuellen An-
spruch auf Zugang zum Asylverfahren. Das heiBt,
der tatsachliche Zugang zu einem rechtsstaatli-
chen Verfahren, in dem die Schutzbeddrftigkeit
der jeweiligen Person unvoreingenommen geprift
wird, muss gewahrleistet sein. Dieser Grundsatz
wurde in 2015 in mehrfacher Hinsicht beriihrt.

Zum einen in der européischen Fliichtlingspolitik:
Erhalten Menschen (iberhaupt die Moglichkeit, ein
Schutzgesuch auf dem Gebiet der EU zu stellen,
oder werden sie bereits unzuldssigerweise an den
AuBengrenzen abgewiesen oder etwa auf hohe
See zurlickgedrangt? Wie kdnnen angesichts der

hohen Zahl der auf der Flucht vor Krieg und Ge-
walt Umgekommenen, insbesondere der Ertrunke-
nen im Mittelmeer, ausreichend legale Zugangswe-
ge eroffnet werden? Zu diesen Fragen duBerte sich
das Institut in Fachbeitragen, Pressemitteilungen
und Interviews.

Zum anderen auch in Deutschland: Die politisch
heiB diskutierte zahlenmaBige ,,Obergrenze fir
Schutzsuchende hatte den individuellen Anspruch
auf Zugang zum Asylverfahren konterkariert und
ware deshalb mit Grundgesetz, Flichtlingsrecht
und der Européaischen Menschenrechtskonvention
nicht vereinbar, wie das Institut in einer Stellung-
nahme im November darlegte. Auch die Entschei-
dung des Gesetzgebers, seit 2014 insgesamt
sechs Staaten (Albanien, Bosnien und Herzegowi-
na, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbi-
en) als ,Sichere Herkunftsstaaten® einzustufen,
stellt angesichts verschobener Darlegungslast und
verkirzter Rechtsmittelfristen fiir Menschen aus
diesen Landern, die individueller Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sind,
einen gravierenden Einschnitt in das Recht auf
Zugang zu einem unvoreingenommenen Verfahren
und effektivem Rechtsschutz dar.

Menschenrechtliche Anforderungen

an die Unterbringung von Fliichtlingen
Angesichts der groBen Zahl Zuflucht suchender
Menschen standen die Lander und Kommunen
bei der Bewaltigung der Unterbringung von Flicht-
lingen vor enormen Herausforderungen. Ankniip-
fend an das Ende 2014 verdffentlichte Policy
Paper ,Menschenrechtliche Verpflichtungen bei
der Unterbringung von Fliichtlingen. Empfehlun-
gen an die Lander, Kommunen und den Bund®
brachte sich das Institut vielfach beratend und
mit Debattenbeitréagen in die Diskussion ein, wie
die Unterbringung entlang menschenrechtlicher
Prinzipien gestaltet werden kann. Einen besonde-
ren Fokus legte das Institut vor dem Hintergrund
der menschenrechtlichen Verpflichtungen aus der
Istanbul-Konvention des Europarates zum Schutz
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vor geschlechtsspezifischer Gewalt auf die Situati-
on von Flichtlingsfrauen in Unterkilnften.

Auf Basis einer Abfrage in den Bundeslandern und
einer telefonischen Recherche bei Fachleuten in
der Praxis Anfang 2015 kam das Institut zu dem
Schluss, dass das Thema in der Praxis damals
kaum zur Kenntnis genommen wurde. Mit dem
Policy Paper ,Effektiver Schutz vor geschlechts-
spezifischer Gewalt - auch in Fliichtlingsunter-
kiinften® zeigte das Institut den praktischen
Handlungsbedarf und die menschenrechtlichen
Verpflichtungen auf, wies Friktionen zwischen
dem Asylrecht und rechtlichen MaBnahmen des
Gewaltschutzes nach und entwickelte eine Reihe
von Empfehlungen, wie effektiver Gewaltschutz
auch in Unterkinften etabliert werden kann.

Die Ergebnisse und MaBnahmen wurden im

Laufe des Jahres in zahlreichen Fachgremien und
-veranstaltungen auf Bundes- und Landesebene
vorgestellt und diskutiert. Parallel dazu wurde das
starke Medieninteresse genutzt, um insbesondere
die Notwendigkeit von Gewaltschutzkonzepten in
Unterkiinften sichtbar zu machen. Diese Arbeits-
linie mindete in der hochrangig besetzten Ver-
anstaltung ,,Frauen in Flichtlingsunterkiinften:
Lage erkennen - Rechte wahren®, die das Institut
gemeinsam mit der Beauftragten der Bundesregie-
rung flir Migration, Flichtlinge und Integration im
Januar 2016 durchfiihrte, bei der unter anderem
Staatsministerin Aydan Ozoguz, Bundesfrauenmi-
nisterin Manuela Schwesig und der Vorsitzende
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege Rolf Rosenbrock zu den Redner_innen
zéhlten. Das Themenfeld hat sich unterdessen in
den Landern und Kommunen dynamisch entwickelt.
Das Thema Gewaltschutz wird auch 2016 weiter

vom Institut begleitet. Dabei wird es seinen Blick
auch auf weitere vulnerable Gruppen in den Unter-
klnften richten.

Ubergriffe gegen Fliichtlinge und ihre
Unterkiinfte

Die Offenheit weiter Kreise der Bevolkerung fiir
Flichtlinge und das Engagement einer Vielzahl
von Ehrenamtlichen bei ihrer Unterstiitzung und
Versorgung hat zu Recht gréBte nationale und
internationale Anerkennung erhalten. Gleichzei-
tig kam es im Jahr 2015 zu einem dramatischen
Anstieg von Ubergriffen gegen Fliichtlinge und ihre
Unterkinfte. Auch rassistische Hetzreden gegen
Flichtlinge im Internet und bei Demonstrationen
und Veranstaltungen haben stark zugenommen.
Das Institut hob in Stellungnahmen und in seiner
Offentlichkeitsarbeit hervor, wie wichtig ein ent-
schiedenes Handeln gegen Rassismus und fiir den
Schutz der Opfer rassistischer Anfeindungen und
Gewalt ist und dass dabei Rassismus (berall in
der Gesellschaft in den Blick ggnommen werden
muss. Zudem unterstutzte das Institut den bun-

Biometrische Erfassung, Eurodac und
Datenschutz

Die biometrische Registrierung von Flichtlingen
in der europaischen Fingerabdruckdatenbank Eu-
rodac und der seit Juli 2015 mdgliche Zugriff von
Polizei und Strafverfolgungsbehorden auf diese
Daten griff das Institut im Kontext seiner Arbeit
zum Thema Flucht/Asyl auf. Fir die EU-Grund-
rechteagentur erstellte es eine Studie zum Einsatz
von Biometrie in den Bereichen Grenzschutz, Asyl
und Visa in Deutschland. Ankniipfend an diese
Forschungsergebnisse benannte das Institut die
menschenrechtlichen Probleme, die sich aus der
Zweckentfremdung von Daten ergeben, die ur-
sprunglich fir das Asylverfahren erhoben wurden.
Wegen der stigmatisierenden Wirkung warnte das
Institut vor einer Normalisierung und Ausweitung
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des polizeilichen Zugriffs. Zudem erinnerte es an die
grundsétzlichen Risiken der biometrischen Erfas-
sung, etwa aufgrund falscher Treffer, und empfahl
eine wachsame Kontrolle durch die Datenschutz-
beauftragten und Parlamente sowie die Unterstiitzung
von Betroffenen, ihre Datenschutzrechte wahr-
zunehmen. Insbesondere durch das Datenaus-
tauschverbesserungsgesetz vom Februar 2016 ist
die biometrische Registrierung von Flichtlingen
auch in Deutschland wieder verstarkt Thema.

Das Institut wird seine Arbeit in diesem Bereich
fortsetzen.

Zusammenarbeit mit europadischen
Menschenrechtsgremien

Auch in der Zusammenarbeit des Instituts mit
europaischen Menschenrechtsgremien waren die
Menschenrechte Gefllichteter ein zentrales Thema:
So erstellte das Institut auf Anfrage der EU-Grund-
rechteagentur ab September 2015 wochentliche
Berichte Uber die Menschenrechtslage von Schutz-
suchenden in Deutschland. Hierfiir befragte das
Institut staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure
unter anderem Uber aktuelle Zahlen, die Lage in
Aufnahmeeinrichtungen sowie die politischen und
sozialen Reaktionen auf die Fliichtlingssituation in
Deutschland. Neben Deutschland haben Bulgari-
en, Griechenland, Italien, Kroatien, Osterreich,
Schweden, Slowenien und Ungarn fiir die Agentur
Bericht erstattet. Im Jahr 2016 werden die Berich-
te im Monatsrhythmus fortgefihrt.

Auch der Menschenrechtskommissar des Europa-
rates, Nils Muiznieks, hatte die Menschenrechte
Gefllichteter zu einem von drei Schwerpunktthe-
men seines Landermonitoringbesuchs in Deutsch-
land im Mai 2015 gemacht, in dessen Rahmen er
sich auch ausfiihrlich mit dem Institut austauschte.
Im Oktober 2015 veranstaltete das Institut zusam-
men mit dem Europarat die Debatte ,,Zur Lage der
Menschenrechte in Deutschland 2015 - Prasen-
tation und Diskussion des Berichts des Menschen-
rechtskommissars des Europarates® in Berlin.
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Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion (UN-BRK) in Deutschland wurde 2015 zum
ersten Mal vom UN-Fachausschuss flr die Rechte
von Menschen mit Behinderungen in Genf gepriift.
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention des Deutschen Instituts fiir Menschen-
rechte reichte zu dieser Staatenprifung im Marz
Neben kurzen Problemanalysen enthalt er Emp-
fehlungen, wie der Bund und die Lander die Um-
setzung der UN-BRK weiter vorantreiben sollten.

Die Bundesregierung hatte bereits 2011 ihren
ersten Staatenbericht zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention durch Bund, Lander
und Gemeinden in Genf vorgelegt. Deutschland ist
verpflichtet, zu allen UN-Menschenrechtsabkom-
men, die es ratifiziert hat, in geregelten Absténden
(Gblicherweise vier oder funf Jahre) dem jeweils
zustandigen UN-Fachausschuss einen Bericht
vorzulegen. Dieser priift die Fortschritte und weist
auf Umsetzungsdefizite und weitere Aufgaben hin.

Am 26.und 27. Marz 2015 machte sich der Aus-
schuss erstmals ein Bild vom Stand der Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)

in Deutschland. Die 17 Mitglieder des Ausschus-
ses traten in Genf in Dialog mit einer hochrangig
besetzten Delegation aus Bund und Landern. Vor
Ort war neben der Zivilgesellschaft, die ebenfalls

einen Parallelbericht eingereicht hatte, auch

die Monitoring-Stelle vertreten. Die Monitoring-
Stelle hat das Mandat, den Schutz der Rechte

von Menschen mit Behinderungen zu fordern und
die Umsetzung der Konvention in Deutschland zu
Uberwachen. Entsprechend ist es eine wesentliche
Aufgabe der Monitoring-Stelle, am Staatenprif-
verfahren mitzuwirken, die Ergebnisse der Priifung
innerstaatlich zu verbreiten und in den politischen
und wissenschaftlichen Diskurs einzubringen.

Parallelbericht der Monitoring-Stelle

24 Umsetzungsbereichen - von Aktionsplénen tber
Inklusion bis zu Zugang zum Recht - Stellung und
vermittelte aktuelle Fakten zum Sachstand in
Deutschland. AuBerdem wurden die wesentlichen
Informationsquellen fiir das Priifverfahren aufbe-
reitet und konkret auf die Ausfiihrungen im deut-
schen Staatenbericht bezogen. Dabei wurden auch
Stimmen aus der Zivilgesellschaft berlicksichtigt.

Der Parallelbericht fordert beispielsweise Deutsch-
land auf, die Gesetze Uber die Betreuung von
Menschen mit Behinderungen zu prifen. Zudem
sieht der Bericht der Monitoring-Stelle Deutsch-
land in der Pflicht, mehr schulische Inklusion zu
verwirklichen. Denn Kinder mit Behinderung und
Kinder ohne Behinderung kdnnten in vielen Stadten
und Gemeinden immer noch nicht gemeinsam die
Regelschule besuchen. Der Parallelbericht weist
auch darauf hin, dass es vielen Menschen mit
Behinderung derzeit kaum maoglich ist, auf dem
ersten Arbeitsmarkt eine Anstellung zu finden.

Es wird auch bemangelt, dass zwei Gruppen von
Menschen mit Behinderungen immer noch nicht
das Recht haben zu wahlen, und ihnen so ein
Grundrecht verwehrt wird.


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Parallelberichte/Parallelbericht_an_den_UN-Fachausschuss_fuer_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen_150311.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Parallelberichte/Parallelbericht_an_den_UN-Fachausschuss_fuer_die_Rechte_von_Menschen_mit_Behinderungen_150311.pdf
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Die Monitoring-Stelle warf im Bericht zudem Fra-
gen auf zu den Themen Partizipation, Umsetzung
der UN-BRK in der Justiz, Diskriminierung auf ge-
setzlicher und faktischer Ebene, zu Gewaltschutz
und Zwangsbehandlung in der Psychiatrie: Sorgt
Deutschland fir konventionskonforme Gesetze
und Verordnungen? Welche Rolle kommt der
deutschen Gerichtsbarkeit bei der Umsetzung der
Konvention zu? Ist eine grundlegende Psychiatrie-
Reform erforderlich?

Der Ausschuss sollte auBerdem zu folgenden
Fragen Stellung nehmen: Kann es gelingen, den
Aufbau eines inklusiven Schulsystems voranzu-
bringen und gleichzeitig die schulische Segrega-
tion zu Uberwinden? Ist es Deutschland gelungen,
ein System menschenrechtlicher Indikatoren zu
entwickeln und eine umfassende Datenerhebung
durchzufiihren?

AbschlieBende Bemerkungen des
UN-Fachausschusses

In der abschlieBenden Stellungnahme des UN-Aus-
schusses dominierte die Kritik. Die sogenannten
»~AbschlieBenden Bemerkungen® enthalten Gber
60 Einzelempfehlungen, die den von der Monito-
ring-Stelle angesprochenen Handlungsbedarf in
weiten Teilen bestatigten: Gerade im Bereich der
Inklusion sind strukturelle Anderungen gefragt.
Deutschland muss die Voraussetzung dafir
schaffen, ausgrenzende Strukturen zugunsten
inklusiver Moglichkeiten in den Bereichen Woh-
nen, Schule und Arbeit zu iberwinden.

Allerdings - so der eindringliche Hinweis aus Genf -
sei Inklusion fir Deutschland zwar eine wichtige
Aufgabe, aber eben nicht die einzige. Der Ausschuss
thematisierte kritisch Gewalt gegen Frauen mit
Behinderungen sowie die Missachtung der Rechte
von Patient_innen in der Psychiatrie und forderte
das Verbot einer Sterilisation, die nicht von der
vollen Einwilligung der betroffenen Person getra-
gen ist. Der Ausschuss markierte auBerdem den
Einsatz von Beruhigungsmedizin in der Altenpflege
und Behindertenhilfe als unmenschliche Behand-
lung und sprach sich fir ein Verbot geschlechts-

anpassender Operationen an intergeschlechtlichen
Kindern aus.

Die Botschaft aus Genf: Deutschland hat - bei allen
Errungenschaften und Fortschritten - nach wie
vor viel zu tun, wenn es darum geht, den Rechten
von Menschen mit Behinderungen Geltung zu
verschaffen und Inklusion weiter voranzutreiben.

Die Staatenpriifung Deutschlands hat in der poli-
tischen Landschaft eine neue Dynamik entfacht.
Zentrale Fragestellungen fir Staat und Gesellschaft
sind jetzt: Wie kann Inklusion Gber die Schule hinaus
gelingen? Stellt Inklusion Sondereinrichtungen in
den Bereichen Arbeit und Wohnen infrage? Kann
sich die Umsetzung der UN-BRK auf Regierungs-
handeln beschréanken? Oder sieht der UN-Fach-
ausschuss auch Aufgaben flir andere staatliche
Stellen wie Parlamente, Gerichtsbarkeit, 6ffent-
lich-rechtlicher Rundfunk?

Um diese Fragen im Nachgang der Staatenpriifung
mit Politik, Zivilgesellschaft und Medien zu disku-
tieren, lud die Monitoring-Stelle am 24. Juni 2015
gemeinsam mit der Beauftragten der Bundesregie-
rung fir die Belange von Menschen mit Behinderun-
gen, Verena Bentele, zu einer Follow-up Konferenz
in Berlin ein. Die Dokumentation der Konferenz

gibt Aufschluss Uber prioritédre Handlungsfelder
auf Basis der Empfehlungen des UN-Fachaus-
schusses, die handlungsleitend fiir alle weiteren
Bemuhungen zur Umsetzung der UN-BRK in
Deutschland sein sollten.


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/pruefung-abgelegt-und-nun/
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Nicht zuletzt an der Wahrung der Religionsfreiheit
entscheidet sich, ob und wie das gesellschaftliche
Miteinander von Menschen verschiedener religioser
und weltanschaulicher Uberzeugungen gelingt. Die
Religionsfreiheit schiitzt nicht die Religion oder
Weltanschauung als solche, sondern den einzelnen
Menschen darin, eine Religion oder Weltanschau-
ung zu haben und diese alleine oder gemeinsam
mit anderen offentlich und privat auszuiiben. Die
Religionsfreiheit umfasst genauso das Recht, keine
Religion zu haben, seine Religion zu &ndern oder
eine Religionsgemeinschaft zu verlassen. Der Staat
ist verpflichtet, Religionsgemeinschaften gleich zu
behandeln.

Diese Verpflichtungen gelten nicht nur fir Deutsch-
land, sondern flr alle weiteren 167 Lander, die den
UN-Pakt Gber birgerliche und politische Rechte
von 1966 ratifiziert haben. Die Verletzungen der
Religionsfreiheit waren 2015 jedoch besorgnis-
erregend. Der sogenannte Islamische Staat veribte
weiterhin Verbrechen im Namen der Religion. In
Europa nahm anti-judische und anti-muslimische
Feindseligkeit zu, in anderen Teilen der Welt die
Feindseligkeit gegen Christen. In vielen Landern
waren Angehdrige kleiner Religionsgemeinschaf-
ten von Gewalt, willkurlicher Haft und Ausgrenzung
bedroht, zum Beispiel Baha’is im Iran. Atheisten
und Personen, die von herrschenden Islam-Inter-
pretationen abweichen, wurden in einigen Staaten
mit muslimischer Mehrheitsbevidlkerung weiterhin
diskriminiert oder gar verfolgt, so beispielsweise
in Agypten, Pakistan und Saudi-Arabien.

Das Verstandnis der Religionsfreiheit als Schutz
des einzelnen Menschen ist durch die Fachgremien
der Vereinten Nationen eindeutig definiert, findet
aber bei einigen Staaten keine Zustimmung. Dies
zeigen die heftigen Auseinandersetzungen in den
Vereinten Nationen, die zum Thema ,,Diffamierung
von Religion“ auch 2015 gefiihrt wurden. Nach
Ansicht von Staatenvertretern der ,,Organisation
fur Islamische Zusammenarbeit (OIC)“ ist eine
Diffamierung einer Religion per se ein Angriff auf
die Wirde des Menschen. Daher misse die Reli-
gion als solche unter menschenrechtlichen Schutz
gestellt werden.

Mit den erneuten Auseinandersetzungen brockelte
der Konsens, der nach langem Ringen 2011 mit
einer Resolution des UN-Menschenrechtsrats zum
Schutz aller Menschen vor religionsbezogener
Diskriminierung und Gewalt und dem von UN-
Gremien ins Leben gerufenen ,Rabat Aktionsplan®
gegen religionsbezogene Hassrede gefunden wurde.
Die anschlieBend angestoBenen Dialogprozesse
zwischen den Staaten verliefen allerdings wenig
erfolgreich, und im Méarz 2016 war die ,,Diffamierung
der Religion“ wieder ein Thema im UN-Menschen-
rechtsrat.

Das Institut unterstiitzte im Rahmen eines seit
2011 vom Auswartigen Amt geforderten Projekts
den UN-Sonderberichterstatter tiber Religions-
und Weltanschauungsfreiheit Heiner Bielefeldt
dessen Mandat im Juli 2016 auslief. Das Institut
erstellte Hintergrundrecherchen fiir Bielefeldts
Landermissionen sowie thematische Berichte und
machte diese Berichte in Deutschland bekannt.
Das Institut beriet zudem das Auswartige Amt bei
der Konzeption seines Berichtes zur weltweiten
Lage der Religions- und Glaubensfreiheit, der
2016 dem Bundestag vorgelegt wurde. Zudem
wirkte es im vom Bundesministerium fir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
eingerichteten Thementeam zu Religion mit.



RELIGIONSFREIHEIT

31

Religionsfreiheit schitzt die Glaubigen, die
Andersglaubigen und die Unglaubigen gleicher-
maBen. Aus dieser Freiheit ergeben sich im Alltag
Spannungen. Das Institut sprach sich gegen ein
generelles Burka-Verbot in der Offentlichkeit aus,
denn in ihm liegt ein VerstoB gegen das Grundrecht
auf Religionsfreiheit. Was in einer Gesellschaft irri-
tiert, muss diskutiert, aber nicht verboten werden.

Das Bundesverfassungsgericht starkte im Frihjahr
2015 die Religionsfreiheit von Lehrkraften und
billigte das Tragen von religiosen Kleidungsstticken
und Symbolen. In einer Kurzveréffentlichung gab
das Institut anschlieBend menschenrechtliche
Hinweise fiir die Uberarbeitung des Schulrechts in
den Bundeslandern. Auf einem Fachgesprach mit
Bundesverfassungsrichterin Gabriele Britz wurde
unter anderem der Bildungsauftrag der Schulen in
der religios-pluralistischen Gesellschaft diskutiert.

Mit einer Veroffentlichung und einem Fachge-
sprach zum kirchlichen Selbstbestimmungsrecht
setzte sich das Institut mit dem Spannungsfeld
zwischen der korporativen Religionsfreiheit und
den Menschenrechten von Beschéftigten kirch-
licher Einrichtungen auseinander. Die Fragestel-
lung beschaftigt die Gerichte auch weiterhin: Im
Frithjahr 2016 legte das Bundesarbeitsgericht
dem Gerichtshof der Europédischen Union in einem
entsprechenden Fall Fragen zur Vorabentschei-
dung vor.

Flucht und Migration haben die religiose Zusam-
mensetzung der Bevolkerung in Deutschland ver-
andert. Damit das gesellschaftliche Miteinander
von Menschen verschiedener religioser und welt-
anschaulicher Uberzeugungen gelingt, setzt sich
das Institut fiir drei Ziele ein. Erstens: Religions-
und Weltanschauungsfreiheit muss im offentlichen
Bewusstsein als eine Grundlage des Zusammen-
lebens verankert werden. Alle Menschen genieBen
dabei unabhéngig von ihrer Religion oder Welt-
anschauung denselben Schutz, auch bei der Aus-
Ubung ihrer Religion. Zweitens: Gesellschaftliche
Diskussionen uber religiose Vielfalt sollten fakten-

basiert ausgetragen werden. Drittens: Angehorige
von Religionsgemeinschaften miissen vor Gewalt
wegen ihrer Religionszugehdrigkeit geschitzt
werden. Hierzu flhrte das Institut Gesprache mit
Abgeordneten und der Zivilgesellschaft und wirkte
an Veranstaltungen mit.
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NACHHALTIGKEITSZIELE

Im September 2015 vereinbarten die UN-Mitglied-
staaten im Rahmen der sogenannten Agenda 2030
17 globale Nachhaltigkeitsziele (Sustainable
Development Goals, SDGs). Diese verbinden wirt-
schaftliche, soziale und 6kologische Fragen, gelten
fur alle Lander gleichermaBen und miissen im Ein-
klang mit bestehenden Menschenrechtsverpflich-
tungen umgesetzt werden.

Die SDGs stehen fiir den Versuch der Internationalen
Gemeinschaft, aus den Fehlern der alteren Millen-
niumsentwicklungsziele (Millennium Development
Goals, MDGs) zu lernen. Jene waren eine Agenda
zur Unterstiitzung der Lander des Globalen Siidens
und konzentrierten sich auf eine beschrankte
Anzahl von sozialen Anliegen, vor allem in den
Bereichen Einkommensarmut, Gesundheit, Bildung
und Gleichberechtigung der Geschlechter. Die
SDGs sind ambitionierter. Denn sie streben nicht
nur das bloBe Vorhandensein, sondern auch die
hohe Qualitat von staatlichen Leistungen wie Ge-
sundheitsdiensten und Bildung an. Sie beriicksich-
tigen damit Standards, zu deren Umsetzung sich
die Staaten durch menschenrechtliche Vertrage
verpflichtet haben. Daneben umfassen die SDGs
menschenrechtliche Themen, die in den MDGs
ganzlich fehlten und die flir Menschen in allen
Landern relevant sind, beispielsweise den Abbau
von Ungleichheiten in Staaten. Zudem machen

die SDGs deutlich, dass Fortschrittsmessung mit
aufgeschlisselten Daten erfolgen muss, da nur
diese Aufschluss darlber geben, wie MaBnahmen
fur Personen in verletzlichen Lebenslagen wirken.
Diese Angaben helfen, passgenaue Politiken

zur Verbesserung der Menschenrechtslage von
marginalisierten Gruppen zu entwickeln.

Die SDGs zu entwerfen war wahrscheinlich der
breiteste Partizipationsprozess, den die Vereinten
Nationen je organisiert haben: In den Zielen spie-
geln sich die Zukunftsvorstellungen von mehreren
Millionen Menschen aus allen Kontinenten wider.
Auch in den eher technischen Verfahrensschritten,
wie der Entwicklung von globalen Fortschritts-
indikatoren, konnte die Zivilgesellschaft in trans-
parenten Online-Konsultationen Eingaben machen
und an Sitzungen der Fachleute teilnehmen. Der
Fortschritt bei der Umsetzung der SDGs wird nun
auf globaler Ebene jahrlich durch Themen- und
Landerberichte Gberpriift. Zu diesen kann die
Zivilgesellschaft Parallelberichte einreichen. Die
erste Berichtsrunde im Juli 2016 zeigte allerdings,
dass bei dem Rederecht der Zivilgesellschaft und
bei der Zuganglichkeit der verschiedenen Berichte
noch deutlicher Nachbesserungsbedarf besteht.

In Deutschland werden die SDGs insbesondere
durch die Neuformulierung und Verwirklichung der
seit 2002 existierenden Nachhaltigkeitsstrategie
umgesetzt. Auch diese muss sich daran messen
lassen, ob sie Deutschlands menschenrechtlichen
Verpflichtungen geniigt. Das Institut erarbeitete
daher im September 2015 eine Ubersicht, die den
17 Nachhaltigkeitszielen relevante Empfehlungen
der UN-Fachausschisse gegentiiberstellt. Diese
Ubersicht zeigt deutlich, dass bei den Nachhaltig-
keitszielen 1 (,Armut halbieren®), 10 (,Ungleich-
heit in und zwischen den Landern verringern®),
und 16 (,Friedliche und inklusive Gesellschaften®)
auch in Deutschland Herausforderungen beste-
hen. Im August 2016 reichte das Institut seine
Stellungnahme zum Entwurf der im Mai 2016 neu
formulierten Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
ein. Es legte dar, dass der Entwurf die Herausfor-
derungen in Deutschland gerade zu den Zielen
Armutsbekdmpfung, Ungleichheit und inklusive
Gesellschaften nicht ausreichend darstellt und
entsprechend auch nicht mit relevanten MafBnah-
men hinterlegt. Des Weiteren betonte das Institut,
dass die Beteiligung der Zivilgesellschaft an der
Uberpriifung der Nachhaltigkeitsstrategie in
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Zukunft institutionell abgesichert werden und
im Einklang mit menschenrechtlichen Standards
stattfinden muss.

Im Rahmen seiner Kooperation mit der Deutschen
Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit
GmbH (GIZ) hat das Institut das Bundesminis-
terium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) wahrend des gesamten Ver-
handlungsprozesses der SDGs beraten. Im Mittel-
punkt standen Fragen zur menschenrechtlichen
Bewertung der einzelnen Ziele, ihrer globalen
Indikatoren sowie der parallelen Agenda zur Ent-
wicklungsfinanzierung

Daneben stand das Institut im Kontakt mit dem
Rat fiir Nachhaltige Entwicklung und mit zivil-
gesellschaftlichen Netzwerken wie VENRO, dem
Forum Umwelt und Entwicklung und dem Forum
Menschenrechte. Das Institut nahm auBerdem an
Veranstaltungen des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ), des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)
und des Bundeskanzleramtes sowie der Stiftung
Wissenschaft und Politik zu den SDG-Verhandlungen
und zur Umsetzung der SDGs in Deutschland teil.

Im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit
mit seinen Schwesterinstitutionen ist das Institut
im Bereich der Verkniipfung von SDGs und Emp-
fehlungen der Menschenrechtsgremien fiihrend.
Auf der jahrlichen Konferenz des Dachverbandes
der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen im
Oktober 2015 hat das Institut die Merida-Erkla-
rung der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen
wesentlich gepragt. Die Erklarung ruft alle Natio-
nalen Menschenrechtsinstitutionen dazu auf, zur
menschenrechtsbasierten Umsetzung der SDGs in
allen Léandern beizutragen.
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PARTIZIPATION

Jeder Mensch hat ein Recht auf Partizipation - auf
Teilhabe an und Mitgestaltung von allen Bereichen
des Lebens in der Gemeinschaft. Die Menschen-
rechtsvertrage garantieren dieses Recht ausdriick-
lich, sowohl im Hinblick auf politische Partizipation
als auch auf Partizipation im wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Leben. Partizipation dient
dem selbstbestimmten Leben. Auf den Punkt bringt
dies der Slogan der Behindertenrechtsbewegung:
»Nichts iber uns ohne uns!“ Die Menschenrechte
bezwecken, dass Menschen nicht fremdbestimmt
sind, nicht Objekt der Entscheidung anderer,
sondern handelnde Subjekte.

Kontinuierliche Partizipation starkt das Gefiihl der
eigenen Verantwortung fir das Gemeinwesen und
ermoglicht die Erfahrung, dass es fiir komplexe
Probleme keine einfachen Antworten gibt, sondern
dass dauerhafte Losungen gemeinsam und durch
Kompromisse ausgehandelt werden mussen.

Vor allem aber fihrt Partizipation zur Erfahrung,
Akteur_in zu sein, Gestalter_in des eigenen Lebens
und des eigenen Lebensumfelds, kurz: von
Selbstwirksamkeit. Durch Partizipation werden
Menschen also als Verantwortungssubjekte ernst
genommen und gestarkt.

Das Institut arbeitet daher in verschiedenen
Kontexten an der Stérkung der Partizipation von
typischerweise ausgeschlossenen oder unzurei-
chend beteiligten Menschen. Ein besonderer Fokus
lag 2015 auf der Partizipation von Kindern und
Jugendlichen. Denn Partizipation muss von klein
auf erfahren werden. Das verlangt die UN-Kinder-
rechtskonvention, die insoweit einen Perspektiv-
wechsel widerspiegelt und verbindlich macht:

Kinder und Jugendliche sind nicht mehr bloBe
Objekte der Fursorge durch Erwachsene, sondern
Subjekte mit eigenen Rechten. Soweit Erwach-
sene die Verantwortung dafiir haben, dass diese
Rechte beachtet werden, miissen sie hierfiir das
betroffene Kind anhoéren. Nur so ist sichergestellt,
dass Kinder hinsichtlich ihrer Rechte auf Schutz
und Entwicklung nicht bevormundet werden. Um
diesen Perspektivwechsel mit Leben zu fillen,
muss Partizipation rechtebasiert sein, das hei3t
als rechtsverbindliche Pflicht verstanden und un-
ter Beachtung von Menschenrechten ausgestaltet
sein: Sie muss als kontinuierlicher, verbindlicher
Prozess gesehen und inklusiv gestaltet werden,
damit alle Kinder ihre Rechte ohne Diskriminierung
ausuben kénnen.

Im Bildungskontext wird Partizipation haufig als
alleiniges Mittel zum Zweck verstanden, etwa zur
Einubung demokratischer Entscheidungsprozesse.
Partizipation als eigenstandiges Recht von Kindern
und Jugendlichen ist aber gerade kein einmaliges
Ereignis, das davon abhéngig sein darf, ob es
hierflr Zeit oder Ressourcen gibt oder ob Erwach-
sene bereit sind, Partizipation zuzulassen. Die

Thema und Empfehlungen fir die Verwirklichung
von Partizipation im Bildungsbereich.

Partizipation von Kindern und Jugendlichen in der
schulischen und auBerschulischen Bildung war

Expert_innen aus sechs Landesministerien
teilnahmen. Hierbei wurde deutlich, wie sehr die
Partizipation von Kindern und Jugendlichen die
Lehrkrafte bei der Ausgestaltung von Schule und
Schulunterricht unter den gegenwartigen Bedin-
gungen herausfordert und welche Chancen die
auBerschulische Bildung mit ihrer groBeren


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Policy_Paper/PP_31__Kinder_und_Jugendliche_haben_ein_Recht_auf_Partizipation.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dokumentation/Dokumentation_des_Fachgespraechs_Partizipation_und_MRB_fuer_Kinder_und_Jugendliche_19_06_2015.pdf
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Flexibilitat bietet. Es zeigte sich, dass das Recht
auf Partizipation den Bereich der frithkindlichen
Bildung enorm bereichern kann. Das aus der
UN-Kinderrechtskonvention abgeleitete Bildungs-
verstandnis - Kinder als Subjekte und als Ko-
Konstrukteure der Bildungsprozesse ernst zu
nehmen - sollte daher in der Aus- und Weiter-
bildung des padagogischen Personals als Inhalt
und als Prinzip verankert werden. Zentral ist ein
Paradigmenwechsel weg von einem Handeln fir
Kinder hin zu einem Handeln mit Kindern.

Auch in seiner Beratung des Bundesministeriums
fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) forderte das Institut die Partizipation von
Kindern und Jugendlichen. Fir dessen Konzeption
eines entwicklungspolitischen Aktionsplans fiihrte
das Institut unter anderem eine Jugendkonsultation
durch, in der Jugendliche aus ganz Deutschland
Vorschlage zur Forderung von Kinderrechten durch
deutsche Entwicklungszusammenarbeit erarbei-

Die Partizipation von Kindern und Jugendlichen ist
zudem ein fortdauerndes Anliegen der 2015 ein-
gerichteten Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskon-
vention des Instituts. Bereits fur die Eroffnungs-
veranstaltung im November 2015 wurden Kinder
und Jugendliche beteiligt, um ihre Erwartungen

an die Arbeit der Stelle zu erfahren und in der
Arbeitsplanung aufgreifen zu konnen.

Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechts-
konvention des Deutschen Instituts fir Menschen-
rechte hat sich 2015 vor allem auf der Ebene der
Lander dafiir eingesetzt, dass die Ausschliisse
bestimmter Menschen mit Behinderungen vom
Wahlrecht abgeschafft werden und den bislang
Ausgeschlossenen auf diese Weise volle politische
Partizipation ermdglicht wird.
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Menschenrechtspolitik

Inland / Europa

Die Abteilung Menschenrechtspolitik Inland / Eu-
ropa informiert, forscht und berat zur Umsetzung
europaischer und internationaler Menschenrechte
in Deutschland. Sie arbeitet damit zu einer breiten
Themenpalette: von Menschenrechten in der In-
neren Sicherheit Uber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte bis hin zum Diskriminierungs-
schutz und den Menschenrechten von Personen in
verletzlichen Lebenslagen, etwa den Rechten von
Kindern, Alteren, Fliichtlingen und Migrant_innen
oder Opfern von Menschenhandel und Ausbeutung.
Neben dem das Jahr 2015 pragenden Thema
schnittsthema der Zugang zum Recht im Rahmen
des Kommunikativen Schwerpunkts des Instituts
»Rechte haben - Recht bekommen®.

Menschenrechte in der
Terrorismusbekampfung

Bei seiner Arbeit zur Achtung der Menschenrechte
bei der Terrorismusbekampfung stellte das Institut
2015 die Frage ins Zentrum, wie gegenuber heim-
lichen MaBnahmen von polizeilichem Staatsschutz
und Nachrichtendiensten ein wirksamer Rechts-
schutz gewahrleistet werden kann. Das im Septem-
ber erschienene Policy Paper ,,Rechtsschutz im
Staatsschutz? Das Recht auf wirksame Beschwerde
in der Terrorismus- und Extremismusbekamp-
fung® gibt einen Uberblick iiber Schutzliicken in
Deutschland und macht Vorschlage zur Starkung
der Rechte von Betroffenen und zur Kontroll-
architektur. Auf dieser Grundlage flihrte das
Institut ein Gesprach mit dem Parlamentarischen
Kontrollgremium des Deutschen Bundestages zu
der Rolle, die das Gremium bei der Starkung des
individuellen Rechtsschutzes spielen kann.

Ausgestaltung von
Polizeibeschwerdestellen

Unabhéngige Polizei-Beschwerdestellen zu schaf-
fen, ist eine Empfehlung, die im Kontext des Rechts

auf wirksame und unabhéngige Uberpriifung von
Vorwiirfen polizeilichen Fehlverhaltens steht. Auf
der Grundlage der vom Institut 2014 entwickelten
Eckpunkte beriet das Institut im Jahr 2015 Abge-
ordnete und Fraktionen des Bundestages und
verschiedener Landtage zur Ausgestaltung von
Polizei-Beschwerdestellen. Auf Anfrage des Landes
Nordrhein-Westfalen beriet das Institut zudem
zur Verankerung von Menschenrechtsbildung in
der dortigen Polizeiausbildung. Dabei konnte das
Institut auf seiner friiheren Arbeit zum Thema in
den Jahren 2006 -2010 aufbauen.

Armut und Menschenrechte

Um dem Thema Armut und Armutsgeféhrdung in
Deutschland groBere Aufmerksamkeit zu verschaf-
fen, konzipierte das Institut 2015 die dreiteilige
Debattenreihe ,,Arm, aber nicht rechtlos! - Men-
schenrechte und Armut in Deutschland®. Denn
Armut ist mehr als ,kein Geld haben®: Sie geht oft
einher mit Menschenrechtsverletzungen, fehlen-
den Entwicklungschancen, sozialer Ausgrenzung,
ungleichem Zugang zum Wohnungsmarkt und zur
Gesundheitsversorgung. Die Menschenrechte fiih-
ren zu einem Perspektivwechsel in der Sicht auf
die Betroffenen: Vom Objekt der Fiirsorge hin zum
Rechtssubjekt. Flir arme Menschen ist es jedoch
oft sehr schwierig, ihre Rechte durchzusetzen.

Armut ist mehr als , kein Geld haben*;

Sie geht oft einher mit

Menschenrechtsverletzungen.
\
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Zu den Themen Armut und das Recht auf Wohnen,
Armut und der Zugang zum Recht sowie Armut
und Alter diskutierten und stritten auf den Podien
Vertreter_innen von Politik, Verbanden, Rechts-
pflege, Beratungspraxis und Wissenschaft. Zu

den Podiumsgasten gehorten unter anderen die
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Parlamentarische Staatssekretarin Elke Ferner,
die Bundestagsabgeordneten Prof. Dr. Matthias
Zimmer und Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, das
Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses Sven
Rissmann, der stellvertretende Sprecher der Na-
tionalen Armutskonferenz Michael David, Werena
Rosenke von der BAG Wohnungslosenhilfe und der
Rechtsanwalt Dirk Hinne als Vertreter der Deutschen
Bundesrechtsanwaltskammer.

Das Institut war zudem in der Arbeitsgruppe zu
Grundsicherung der Nationalen Armutskonferenz
tatig und kam Vortrags- und Beratungsanfragen
nach, etwa zum Recht auf Wohnen und zum Recht
auf Gesundheit.

Menschenrechte Alterer

Das Institut hat seine Arbeit zu den Menschenrech-
ten Alterer in Pflege mit einem Feldforschungs-
projekt im Rahmen eines EU-geférderten Projekts
»~Human Rights of Older Persons in Long-term
Care“ des Europaischen Netzwerks der Nationalen
Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI) fortge-
setzt. Im Rahmen des Projekts wurden Pflege-
heime in Deutschland besucht und qualitative
Interviews mit Bewohner_innen, Pflegenden und
Einrichtungsleitungen gefihrt. Die Ergebnisse der
Untersuchung werden 2016 verdffentlicht.

Kindgerechte Justiz

Auf der Basis von qualitativen Interviews mit
Kindern und Jugendlichen, die in Deutschland in
ein Gerichtsverfahren involviert waren, veroffent-
lichte das Institut das Policy Paper ,Kindgerechte
Justiz. Wie der Zugang zum Recht fiir Kinder und
Jugendliche verbessert werden kann®. Fiir den
Zugang zum Recht fur Kinder und Jugendliche ist
es entscheidend, dass Gerichtsverfahren kindge-
recht gestaltet sind. Das Papier zeigt auf der Basis
der Interviews auf, wo genau die Schwierigkeiten
aus Sicht von Kindern und Jugendlichen liegen,
und gibt einen Uberblick iiber die menschenrecht-
lichen Bestimmungen zum Zugang zum Recht fur
Kinder und Jugendliche.

Die Publikation hat viel Resonanz aus Fachkreisen
und Politik erfahren, gerade weil sie die Perspek-
tive von Kindern und Jugendlichen auf das Justiz-
system darstellt. Sie konnte sich dafiir auf die im
Rahmen der Berichterstattung fiir die EU-Grund-
rechteagentur gefiihrten umfangreichen Inter-
views mit Kindern und Jugendlichen stitzen.

Geschlechtsspezifische Gewalt

Vor dem Hintergrund der noch ausstehenden
Ratifikation der Europaratskonvention gegen Gewalt
gegen Frauen hat das Institut die Reform des
Sexualstrafrechts in 2015 weiter begleitet. Mit dem
Ziel, die fachliche Diskussion um die Schutzliicken
bei der Strafverfolgung in Fallen von sexueller
Notigung /Vergewaltigung aus 2014 mit einem kon-
kreten menschenrechtskonformen Normvorschlag
weiter zu entwickeln, wurde ein Gutachten bei
Prof. Dr. Tatjana Hornle in Auftrag gegeben. Darauf
aufbauend wurden eine Reihe von politischen
Beratungsgesprachen geflhrt, eine Stellungnahme
zum Referentenentwurf des Bundesministeriums
der Justiz und fiir Verbraucherschutz vorgelegt
sowie Medienanfragen bearbeitet.

Geschlechtervielfalt im Recht

Die Selbstbestimmung der Geschlechtsidentitat
ist grund- und menschenrechtlich anerkannt,
ebenso wie der Schutz vor Diskriminierung und
Gewalt aufgrund der Geschlechtsidentitat Teil des
menschenrechtlichen Diskriminierungsverbots ist.
Vor diesem Hintergrund erstellt das Institut seit
September 2015 flr das Bundesministerium fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
ein Gutachten zum Thema ,,Geschlecht im Recht®.
Im Vordergrund steht die zum 1. November 2013
in Kraft getretene Anderung des Personenstands-
rechts (PStG), wonach bei intergeschlechtlichen
Kindern der Geschlechtseintrag offengelassen
werden kann. Im Gutachten werden auf Basis
juristischer Analysen des geltenden Rechts und
einer sozialwissenschaftlichen Evaluation der
Anderung Regelungsmodelle zur Anerkennung
und zum Schutz von Geschlechtervielfalt und
Geschlechtsidentitat erarbeitet. Das Gutachten
wird Ende 2016 vorliegen.
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Ausbeutung / Menschenhandel

Aufgrund seiner langjahrigen Arbeit und Expertise
zu Ausbeutung und Menschenhandel wurde das
Institut vom Land Schleswig-Holstein mit einer
»Bedarfsanalyse Mobile Beratungsstellen fiir aus-
landische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer®
beauftragt. Auch die umfassende Studie der EU-

fur die das Institut die deutsche Teilstudie erstellt
hat, wurde 2015 vorgestellt. Der Zugang der
Betroffenen von schwerer Arbeitsausbeutung zur
Durchsetzung ihrer Rechte stellt in beiden Unter-
suchungen ein zentrales Element dar.

Schutz vor Rassismus

Anlasslich des UN-Anti-Rassismus-Tages am 21. Marz
wies das Institut erneut auf die Schwierigkeiten
hin, auf die Betroffene in Deutschland stoB3en,
wenn sie sich vor Gericht gegen diskriminierende
Polizeikontrollen wehren wollen. Fir den Kommu-
nikativen Schwerpunkt ,,Rechte haben - Recht
bekommen® wurde ein Film mit Tahir Della von

der Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland
(ISD) produziert. Zudem hat das Institut Beratungs-
anfragen aus dem Bundestag und der Polizei-
ausbildung aufgegriffen und eine unabhangige
Stellungnahme in einem Berufungsverfahren tber
einen Einzelfall mutmaBlich diskriminierender Kon-
trollen abgegeben. Das Oberverwaltungsgericht
entschied im April 2016, dass es einen VerstoR
gegen das Verbot rassistischer Diskriminierung
darstellt, wenn die Hautfarbe der Betroffenen
mitentscheidend fir die Durchfiihrung einer poli-
zeilichen Personenkontrolle ist.

Zudem hat das Institut als Sachverstandiger in
Anhorungen im Abgeordnetenhaus Berlin und im
Niedersachsischen Landtag an Gesetzesentwirfen
zur Streichung des Begriffs ,Rasse“ in den jeweili-
gen Landesverfassungsverfassungen mitgewirkt.

Im Mai prifte der UN-Anti-Rassismus-Ausschuss
Deutschland im Rahmen des Staatenberichts-
verfahrens. Das Institut stellte dem Ausschuss
mit einem Parallelbericht Informationen zu einigen
aus Sicht des Instituts prioritaren Aspekten des

menschenrechtlichen Schutzes vor Rassismus in
Deutschland sowie zu neueren Entwicklungen zur
Verfligung und wirkte auch mit einer miindlichen
Stellungnahme in dem Verfahren in Genf mit. Das
Institut thematisierte die Zunahme rassistischer
Positionen im &ffentlichen Raum, die Bearbeitung
rassistischer Taten durch Polizei und Justiz, Racial
Profiling durch die Polizei, den Rechtsschutz vor
Diskriminierung sowie die Unterbringungssituation
von Flichtlingen. Die aktive Mitwirkung des Insti-
tuts als Nationale Menschenrechtsinstitution
wurde vom UN-Ausschuss sehr begriBt.


http://fra.europa.eu/en/publication/2015/severe-labour-exploitation-workers-moving-within-or-european-union
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INTERNATIONALE MENSCHENRECHTSPOLITIK

Internationale

Menschenrechtspolitik

Menschenrechte und Wirtschaft

Das Projekt Menschenrechte und Wirtschaft, ein
vom Bundesministerium flr wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) finanziertes,
knapp dreijahriges Forschungsvorhaben zur Rolle
der transnationalen Kooperation zwischen Natio-
nalen Menschenrechtsinstitutionen (NMRI), starte-
te 2015. Das Team untersucht, welche Aktivitaten
NMRI in den drei zentralen Wirtschaftssektoren
Rohstoffe, Textil und Agrar unternehmen, um
schadliche Auswirkungen transnationaler Wirt-
schaftstatigkeit zu erheben und zu minimieren.
Zudem wird erprobt, wie eine regionale und
internationale Kooperation zwischen NMRI dieses
Anliegen aus den UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft
und Menschenrechten unterstitzen kann. 2015
wurden zunachst die methodischen Grundlagen
erarbeitet, ein Forschungsleitfaden erstellt und in
Frage kommende Lander ausgewahlt.

Wir untersuchen, welche Aktivitaten
Nationale Menschenrechtsinstitutionen in
den drei zentralen Wirtschaftssektoren
Rohstoffe, Textil und Agrar unternehmen,
um schadliche Auswirkungen transnatio-
naler Wirtschaftstatigkeit zu erheben und
ZU minimieren.

Das erste Kooperationsland war Kolumbien mit
seinem politisch und wirtschaftlich bedeutsamen
Rohstoffsektor. Zur Vorbereitung einer Reise nach
Kolumbien im Oktober 2015 veranstaltete das
Institut im Méarz ein Fachgesprach mit Vertre-
ter_innen der deutschen Zivilgesellschaft, die sich
mit menschenrechtlichen Aspekten des Roh-
stoffsektors befassen. Im Frihjahr 2016 folgten
mehrere Workshops in Kolumbien mit der dortigen
Schwesterinstitution, ihren regionalen Zweigstellen
und Vertreter_innen aus Zivilgesellschaft, Wirt-
schaft und betroffenen Gemeinden.

Im Dezember 2015 nahm das Institut an einem
Vorbereitungstreffen fiir den deutschen Vorsitz
der Organisation fir Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE) teil und warb fiir eine
Integration des Themas Wirtschaft und Menschen-
rechte in das bestehende Programm der OSZE. Es
unterstltzte Bemiihungen, die unter dem norwe-
gischen Vorsitz begannen, alle Arbeitsbereiche
der OSZE fiir das Thema zu sensibilisieren, damit
die OSZE einen Beitrag zur Umsetzung der UN-
Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte
leisten kann.

Das Institut beriet die menschenrechtlichen
Arbeitsgruppen verschiedener Bundestagsfrak-
tionen sowie das BMZ und das Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales (BMAS) zu Menschen-
rechtsklauseln und -standards in Handels- und
Investitionsvertragen sowie zur deutschen
Positionierung im inzwischen abgeschlossenen
Prozess des Europarates zur Erstellung eines
unverbindliches Abkommens zu Wirtschaft und
Menschenrechten. Hier nahm das Institut zusam-
men mit seiner danischen Schwesterinstitution
als Beobachter im Namen des Européischen
NMRI-Netzwerks der nationalen Menschenrecht-
sinstitutionen (ENNHRI) teil. Ebenfalls orientiert
an den UN-Leitprinzipien fur Wirtschaft und Men-
schenrechte erarbeitete das Institut gemeinsam
mit dem Deutschen Global Compact Netzwerk und
Twenty-Fifty eine Broschiire zur menschenrecht-
lichen Folgeabschatzung in Unternehmen, die in
Deutsch und Englisch vorliegt. Sie stellt Konzepte
und Erfahrungen aus der Unternehmenspraxis vor
und wurde im Juni 2016 auf einem Fachgesprach
mit Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft vor-
gestellt.

In Fortfiihrung seines Engagements aus dem Vor-
jahr veranstaltete das Institut zusammen mit dem
GroBbritannien-Zentrum der Humboldt-Universitat



INTERNATIONALE MENSCHENRECHTSPOLITIK

43

zu Berlin eine Debatte mit Vertreter_innen der
Bundesregierung und der Zivilgesellschaft zu Aus-
teritatspolitik und ihrem Einfluss auf die Zukunft
der Européaischen Union. Das Institut verfolgt das
Thema Sparpolitik auch im Rahmen einer Arbeits-
gruppe im ENNHRI.

Entwicklungspolitik und Menschenrechte
In der Entwicklungspolitik stand 2015 eine Reihe
multilateraler Themen im Fokus. In seiner Arbeit
zu Rechenschaftslegung konzentrierte sich das
Institut auf die Umwelt- und Sozialstandards der
Weltbank und der Asiatischen Infrastrukturinves-
titionsbank. Kernanliegen waren und sind eine
verbesserte Rechenschaftslegung der Bundesre-
gierung und eine parlamentarische Kontrolle des
deutschen multilateralen Engagements. Zusam-
men mit Urgewald e.V. organisierte das Institut
2015 hierzu ein Informations- und Austauschtref-
fen fiir deutsche Nichtregierungsorganisationen.
AuBerdem reichte es eine Stellungnahme bei der
Weltbank ein, in der es fiir eindeutige verbindliche
Standards und deren Orientierung an internatio-
nalen Menschenrechts- und Arbeitsstandards
pladiert und konkrete Verbesserungsvorschlage
macht. Den informellen Besuch des UN-Sonder-
berichterstatters zu extremer Armut Philip Alston
nutzte das Institut, um die Umwelt- und Sozial-
standards mit ihm, Vertreter_innen der deutschen
Zivilgesellschaft und dem BMZ zu diskutieren. An-
lasslich des Beitritts Deutschlands zur Asiatischen
Infrastrukturinvestitionsbank richtete sich das
Institut mit einer Publikation an den Deutschen
Bundestag, in der es ein starkeres Eintreten der
Bundesregierung fir menschenrechtskonforme
Standards und einen robusten Beschwerdemecha-
nismus fordert. Das Institut nahm zudem an zwei
Sitzungen des vom BMZ einberufenen Themen-
teams ,Beschwerdeverfahren in der deutschen
bilateralen Entwicklungszusammenarbeit® teil. Dort
stellte es die Anforderungen an nicht-justizielle
Beschwerdeverfahren anhand der acht Kriterien
der ,,UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Men-
schenrechte” vor. Erfreulich ist, dass zwei Durch-
fuhrungsorganisationen - die Gesellschaft fur
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und die
Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW) - Beschwerde-

verfahren eingerichtet haben und diese geman
den Vorgaben ausbauen wollen.

Im Rahmen seiner fortdauernden Zusammenarbeit
mit dem GlZ-Sektorprogramm ,Menschenrechte
umsetzen in der Entwicklungszusammenarbeit®
beriet das Institut zu den Sustainable Develop-

(siehe oben). Daneben wurden eine Reihe von
Kooperationspublikationen zu Menschenrechten
und Menschenrechtsschutzsystemen tiberarbeitet
und Sachsténde zu einem breiten Spektrum an
Menschenrechtsthemen erstellt. Die Studie ,,'Just
head-banging won’t work’- How state donors can
further human rights of LGBTI in development
cooperation and what LGBTI think about it* fasst
die Ergebnisse der intensiven Arbeit des Instituts
zu sexueller Orientierung und Geschlechtsidenti-
tat zusammen. Die Empfehlungen der Studie sind
Grundlage flr weitere Beratung von BMZ und GIZ.

Ende 2015 gewann das Institut als Teil eines Kon-
sortiums mit dem Danischen Institut fir Menschen-
rechte sowie der Nordic Consulting Group eine
Ausschreibung der EU, die unter anderem die
Verankerung des Rechteansatzes in der Entwick-
lungszusammenarbeit der EU zum Ziel hat. Das
Konsortium erstellt umfassende Trainingsmateri-
alien fiir Mitarbeitende in EU-Delegationen; das
Institut bringt hier seine langjahrige Erfahrung

in Fortbildungen fiir EZ-Fachkréafte in beratender
Funktion ein.

Kinderrechte in der Entwicklungs-
zusammenarbeit

2015 begann eine Kooperation mit der GIZ zur
Umsetzung von Kinderrechten in der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Im Fokus stand die Beratung des
BMZ bei der Konzeption eines entwicklungspoliti-
schen Aktionsplans zu Kinder- und Jugendrechten.
Das Institut beriet das BMZ zu moglichen Hand-
lungsfeldern eines Aktionsplans sowie zu den
Konsultationsprozessen mit der Zivilgesellschaft
und Selbstvertretungsorganisationen von Jugend-
lichen. Mit einer weiteren Férderung durch das
BMZ veranstaltete das Institut im Herbst 2015
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Das Institut wirkte an einer Ubung der
Bundeswehr-Fuhrungsakademie zu UN-
Friedensmissionen mit sowie an mehreren
Bundeswehrfortbildungen mit Militars,
Polizist_innen und Zivilist_innen zum Thema

Menschenrechte bei UN-Friedensmissionen.
|

und Frihjahr 2016 drei jeweils zweitégige Work-
shops mit 25 Jugendlichen aus ganz Deutschland,
die Vorschlage zur Férderung von Kinderrechten
durch deutsche Entwicklungszusammenarbeit
erarbeiteten. Die Teilnahme an den Workshops
wurde 6ffentlich beworben und stand Jugendli-
chen ab 14 Jahren offen. Die Dokumentation des
Prozesses dieser Jugendkonsultation ist fur den
Herbst geplant. Daneben flihrte das Institut erneut
eine Fortbildung zu Kinderrechten fiir Trainer_innen
durch, in deren Mittelpunkt der Austausch ber
die Umsetzung von Kinderrechten durch Vorhaben
der Entwicklungszusammenarbeit in verschiedenen
Léndern stand.

Schutz vor gewaltsamem
Verschwindenlassen

Im Rahmen eines vom Auswartigen Amt unter-
stutzten Projekts zum Schutz vor gewaltsamem
Verschwindenlassen veroffentlichte das Institut
anlasslich des Internationalen Tages der Opfer
des Verschwindenlassens am 30. August 2015
ein Interview mit dem deutschen UN-Ausschuss-
mitglied Dr. Rainer Huhle. Zeitgleich legte es
einen Konferenzbericht zur Opferorientierung der

Empfehlungen internationaler Expert_innen. Diese
fordern die Starkung des Schutzsystems der
Vereinten Nation insbesondere in zwei Bereichen:
bei Repressalien gegen Betroffene, die sich an
UN-Gremien wenden, und bei der Unabhangigkeit
aller Expert_innen im UN-System.

Das Institut unterstitzte das deutsche UN-
Ausschussmitglied Dr. Rainer Huhle mit lander-
spezifischen Recherchen zu Mexiko und Kolumbien,
begleitete die Sitzungen des UN-Fachausschusses

gegen das Verschwindenlassen, in denen die
beiden Lander ihre Staatenberichte mit dem Aus-
schuss diskutierten und beobachtete die Umset-
zung der Ausschuss-Empfehlungen durch Mexiko
sowie die Entwicklungen im Kontext der kolum-
bianischen Friedensverhandlungen. Auf Einladung
des Auswartigen Amtes nahm das Institut an meh-
reren Gesprachsrunden teil und thematisierte die
Problematik des Verschwindenlassens (Mexiko)
und der Vergangenheitsbewaltigung (El Salvador).

Sicherheitspolitik und Menschenrechte
Der Fokus im Bereich der Sicherheitspolitik lag
2015 auf dem Verhaltnis von Menschenrechten
und dem Humanitaren Volkerrecht. Vortrage auf
einer vom Institut in Kooperation mit dem Institut
fur Friedenssicherungsrecht und Humanitares Vol-
kerrecht organisierten Veranstaltung wurden in der
Zeitschrift Humanitares Volkerrecht (Nr.4, 2015)
veroffentlicht. Die Beitrage aus Wissenschaft und
Praxis thematisieren Giiltigkeit, Gewéhrleistung
und Herausforderung der Anwendung von Men-
schenrechtsstandards in bewaffneten Konflikten.
Das Institut wirkte auch an einer Ubung der
Bundeswehr-Fiihrungsakademie zu UN-Friedens-
missionen mit sowie an mehreren Bundeswehr-
fortbildungen mit Militars, Polizist_innen und
Zivilist_innen zum Thema Menschenrechte bei
UN-Friedensmissionen.

Der UN-Menschenrechtsschutz ist fiir die Arbeit
des Instituts von groBer Bedeutung, sowohl the-
matisch als auch in seinen strukturellen Bezligen
(UN-Menschenrechtsrat, UN-Generalversamm-
lung, UN-Sicherheitsrat). In der jahrlich statt-
findenden Tagung zum UN-Menschenrechtsrat,
organisiert vom Forum Menschenrechte, der
Friedrich-Ebert-Stiftung und dem Institut, standen
2015 drei bislang vernachléssigte Menschen-
rechtsthemen im Vordergrund: der Schutz von
Kindern und Schulen in bewaffneten Konflikten,
eine starkere Einbeziehung der Debatte Uber
Klimawandel in die Menschenrechtsarbeit und die
Frage, welche volkerrechtlichen Verpflichtungen
es fur bewaffnete Oppositionsgruppen gibt.


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/the-meaning-and-implementation-of-victim-orientation-in-the-treaty-bodies-of-the-united-nations/
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Menschenrechtsbildung

Menschenrechtsbildung soll Menschenrechte
vermitteln - sie bekannt machen, ihre Beachtung
fordern und Menschen beféhigen, sich fir ihre
Verteidigung einzusetzen. Nur so kann eine Kultur
der Menschenrechte gedeihen, ohne die ein Rechts-
staat nicht funktionieren und friedliches Zusam-
menleben nicht gelingen kann. Menschenrechtsbil-
dung wird meist mit Schule verknipft, doch spielt
auch die auBerschulische Bildung eine wichtige
Rolle. Menschenrechtsbildung ist zudem fiir viele
Berufsgruppen relevant: Fiir Polizei, Militar, Verwal-
tung, Fachkrafte in der Sozialen Arbeit, in Bildungs-
kontexten, in der Pflege und Rehabilitation sind
die Menschenrechte verbindlicher MaBstab ihres
beruflichen Handelns. Dementsprechend breit ist
auch der Auftrag der Abteilung Menschenrechts-
bildung des Deutschen Instituts fir Menschen-
rechte.

tusministerkonferenz 2008 gab es keine dhnlich
umfassende Umfrage unter den Ministerien der
Bundeslander mehr. Die Datenbank kann nach
Bundeslandern oder nach Fragen sortiert werden.
Die Fragen beziehen sich auf die schulgesetzliche
Verankerung von Menschenrechtsbildung, auf
Menschenrechtsbildung in der Aus- und Weiter-
bildung von Lehr- und Bildungspersonal und auf
die strukturelle Verankerung der Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen in Bildungsprozessen.
Zudem lasst sich mittels Volltextsuche nach
einzelnen Begriffen suchen. Wer die Schulgesetz-
gebung der Lander in Bezug auf Menschenrechte
vergleichen mochte oder wissen will, was ihr
Bundesland im Bereich Menschenrechtsbildung
macht, kann die Datenbank zu Rate ziehen.

Ohne eine Kultur der Menschenrechte
kann ein Rechtsstaat nicht funktionieren
und friedliches Zusammenleben nicht

Im Jahr 2015 lag ein Schwerpunkt der Arbeit der
Abteilung auf auBerschulischer Bildung. Kulturein-

richtungen, Museen, Gedenkstatten und weitere
Bildungsstatten - es gibt eine Vielzahl von Orten,
an denen auBerhalb von formaler Qualifizierung
gelernt wird. Das eroffnet viele Chancen: Das Zeit-
fenster ist nicht an 45-Minuten-Takte gebunden,
es findet keine Benotung statt und die Beziehun-
gen zwischen Lehrenden und Lernenden sind
meist weniger hierarchisch gepragt. Die Angebote
sind von Freiwilligkeit und Erfahrungsbezogenheit
gepragt, so dass Diskussionen und der Transfer

in den Alltag offener als im schulischen Bereich
gestaltet werden konnen. Aktionen zur Verbesse-
rung der menschenrechtlichen Situation vor Ort
konnen direkt durchgefiihrt werden, ohne dass sie
als Anordnung von oben erfahren werden.

Die Vielzahl von Moglichkeiten auBerschulischer
Bildung zeigte auch eine Umfrage, die das Institut
2014 bei den fir Bildung zustandigen Ministerien
durchfihrte. Seit Anfang 2015 sind samtliche Ant-
worten in der Datenbank Menschenrechtsbildung
einsehbar: www.institut-fuer-menschenrechte.de/

gelingen.
\

Die Antworten zu auBerschulischer Menschen-
rechtsbildung benennen unterschiedliche Kontexte:
von der Kita iber Jugendhilfe, Jugendparlamente,
internationale Begegnungen, Sportvereine und
Musikschulen bis hin zu Angeboten der Volkshoch-
schulen und der Zentralen fir politische Bildung.
So findet beispielsweise in Rheinland-Pfalz jahrlich
eine Woche der Kinderrechte statt: Es werden
MaBnahmen in den Kommunen unterstitzt, die die
Kinderrechte bekannt machen, fiir sie sensibilisieren
und Impulse fir ihre Umsetzung geben. Allerdings
behandeln die meisten der in der Umfrage genann-
ten Angebote Menschenrechtsbildung nur implizit.
Es ist jedoch ndtig, Menschenrechte explizit zu
thematisieren und eine rechtebasierte Perspektive
einzunehmen: Es macht einen Unterschied, ob

ich aufgrund eines diffusen Unrechtsgefiihls um
etwas bitte - etwa um Teilhabe - oder ob ich es
einfordere, weil es mein gutes Recht ist. Ebenso


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbildung/datenbank-menschenrechtsbildung/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbildung/datenbank-menschenrechtsbildung/
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wurde aus den Antworten deutlich, dass Menschen-
rechtsbildung in der Aus- und Weiterbildung von
padagogischem Fachpersonal - auch in der der
auBerschulischen Bildung - starker verankert
werden muss.

Um die Umsetzung der konkreten Handlungsemp-
fehlungen fir die auBerschulische Bildung, die das
Institut in seiner Studie Uber Menschenrechtsbil-

dung im Jahr 2014 formuliert hat, anzustoBen, lud
das Institut 2015 zum Netzwerktreffen Menschen-

Menschenrechtsbildung Tatige aus Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und Praxis. Eine Arbeitsgruppe
beschéftigte sich mit der Frage, wie Menschen-
rechtsbildung starker in die strategische Arbeit von
Bildungseinrichtungen einbezogen werden kann.
Zwei weitere Arbeitsgruppen behandelten die
Frage, wie Partizipation beziehungsweise Inklusion
in der auBerschulischen Bildungsarbeit besser ge-
lingen kann. Denn Menschenrechtsbildung muss
partizipativ und inklusiv sein - mit einem breiten
Versténdnis fir Inklusion, das neben Behinderung
weitere Vielfaltsdimensionen beriicksichtigt. Sonst
kann Menschenrechtsbildung weder alle Zielgrup-
pen erreichen noch kann sie bei den Lernenden
das Bewusstsein fiir das menschenrechtliche Gebot
von Partizipation und Inklusion wecken. Sowohl
Partizipation als auch Inklusion missen im Bil-
dungsbereich rechtebasiert sein, also als verbind-
lich verstanden werden und die Lernsituation pragen.

Das Netzwerktreffen machte deutlich, dass auBer-
schulische Menschenrechtsbildung durch andere
Kontexte, Gruppendynamiken, Lerngruppen und
-raume die Moglichkeit eroffnet, Partizipations-,
Inklusions- und Empowerment-Prozesse nachhal-
tiger zu gestalten, als es im schulischen Kontext
moglich ist. Das Institut empfiehlt daher Férderern
und Tragern auBerschulischer Bildung, die Bildungs-
einrichtungen dahingehend zu unterstitzen,
Themen der Menschenrechtsbildung dauerhaft in
ihre Programme aufzunehmen und ihre Angebote
moglichst inklusiv und partizipativ zu gestalten.

am 19. Juni 2015 wurde auBerschulische Men-
schenrechtsbildung thematisiert. Auch hier wurde
die Forderung nach einer Aufnahme von Men-
schenrechtsbildung in die Aus- und Fortbildung

Ferner beteiligte sich das Institut an der Konferenz
»Menschen- und Kinderrechte in padagogischen
Beziehungen - Zur Arbeit an den ,Reckahner Re-
flexionen zur Ethik padagogischer Beziehungen‘®,
bei der neben der Schule auch der Kita-Bereich
behandelt wurde. Im Arbeitskreis ,,Erinnerungskul-
tur und Menschenrechte® tauscht sich das Institut
mit Wissenschaft und Gedenkstéatten Gber Fragen
und Herausforderungen bei der Menschenrechts-
bildungsarbeit von Gedenkstéatten aus.

2015 hat das Institut intensiv an der Erstellung
von Menschenrechtsbildungs-Materialien ge-
arbeitet, die Anfang 2016 erschienen sind. Die
und auBerschulische Bildung genutzt werden und
sind fir die Arbeit mit Menschen ab 15 Jahren
geeignet. Sie vermitteln Grundwissen, erklaren
das Menschenrechtschutzsystem der Vereinten
Nationen und zeigen, welche Rolle Menschenrech-
te im Alltag spielen. In sechs Modulen werden
Themen wie Schutz vor Diskriminierung, Zugang
zum Recht, Behinderung, Kinderrechte mit Fokus
auf Partizipation sowie Flucht und Asyl behandelt.
Ein Glossar am Ende erlautert wichtige menschen-
rechtliche Fachbegriffe. Neben einfiihrenden
Texten und weiterfiihrenden Informationen enthalt
jedes Modul Ubungen und Arbeitsblatter.

Seit Herbst 2015 arbeitet das Institut an der
deutschen Version der zweiten Auflage von ,,Kom-
pass - Handbuch zur Menschenrechtsbildung fiir
die schulische und auBerschulische Bildungsar-
beit“ des Europarats. Wie bereits bei der 1. Auf-
lage kooperiert es dabei unter anderem mit der
Bundeszentrale fiir politische Bildung. Es gelang
jedoch bisher noch nicht, Kooperationspartner
fur die barrierefreie Bereitstellung im Internet zu
gewinnen.


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbildung/veranstaltungen/veranstaltungsrueckblicke-2015/#c18108
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Dokumentation/Dokumentation_des_Fachgespraechs_Partizipation_und_MRB_fuer_Kinder_und_Jugendliche_19_06_2015.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Unterrichtsmaterialien/Menschenrechte_Materialien_fuer_die_Bildungsarbeit_mit_Jugendlichen_und_Erwachsenen.pdf
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Monitoring-Stelle

UN-Behindertenrechtskonvention

~Gesetze konnen die Umsetzung von Vorgaben der
UN-BRK verhindern oder auch ermaéglichen.*

Interview mit Dr. Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-
Stelle UN-Behindertenrechtskonvention

Im Marz 2015 priifte der UN-Fachausschuss
zur UN-Behindertenrechtskonvention zum
ersten Mal, inwieweit Deutschland die Rechte
von Menschen mit Behinderungen verwirklicht.
Zum Abschluss der Priifung hat der UN-Aus-
schuss klare Empfehlungen an Deutschland
ausgesprochen und Problembereiche benannt,
die die Bundesregierung angehen muss. Was
will die Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention in der Umsetzung, dem
»Follow-up®, beitragen?

Die Monitoring-Stelle bringt regelméaRBig die Punkte
aus den AbschlieBenden Bemerkungen in die
Politikberatung in Bund und Landern ein, bei Stel-
lungnahmen zu Gesetzesentwirfen sowie bei der
Evaluation von Aktionsplénen. Die Politik muss
sich mit den Empfehlungen des UN-Fachausschus-
ses befassen und sie in der laufenden Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention prioritar
beriicksichtigen. Inklusion muss kiinftig konse-
quenter als bisher verfolgt werden.

Auf Grundlage der Empfehlungen, den sogenann-
ten ,,AbschlieBenden Bemerkungen®, erstellen wir
auBerdem themenbezogene Berichte liber den
Umsetzungsstand der UN-Behindertenrechtskon-
vention und machen konkrete Handlungsvorschla-
ge. Sie erscheinen in der Reihe ,,Position“ und sind
unter www.institut-fuer-menschenrechte.de/

informieren Vertreter_innen aus Politik, Zivilgesell-
schaft und Medien, wie die Monitoring-Stelle den

Umsetzungsstand der UN-Behindertenrechtskon-
vention einschéatzt und bewertet. Kurzberichte zum
Vertrag von Marrakesch und zur Zukunft der Werk-
statten sind bereits erschienen. Weitere Berichte
zur schulischen Inklusion, zum Wahlrecht, zu
Aktionsplanen, zum Zugang zum Recht, zum
Gewaltschutz und zur Datenerhebung werden
folgen.

~Wir missen Gesetze schaffen, die
die Rechte von Menschen mit

Behinderungen besser bericksichtigen.*

Die Monitoring- Stelle unterstiitzt mehrere
Bundeslinder bei der Uberpriifung von
Gesetzen und Verordnungen mit Blick auf die
Rechte von Menschen mit Behinderungen,
zuletzt Sachsen-Anhalt. Was waren wichtige
Erkenntnisse? Welche Erfahrungen haben Sie
gesammelt?

Gesetze kdnnen die Umsetzung von Vorgaben der
UN-BRK verhindern oder auch erméglichen. In der
Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen
steckt viel Umsetzungspotenzial; wir diirfen es
nicht vernachlassigen. Wir miissen Gesetze schaf-
fen, die die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen besser bertcksichtigen.

Unsere Normpriifungen in verschiedenen Kon-
texten haben ergeben, dass lberall gesetzgebe-


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/%C2%AD%C2%AD%C2%ADmonitoring-stelle-un-brk/staatenpruefung/positionen-der-monitoring-%C2%ADstelle/
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rischer Handlungsbedarf besteht. Ob Inklusion,
Partizipation und Teilhabe stattfinden, hangt von
guten Gesetzen ab.

Es wéare winschenswert, dass die Verwaltung
solche Prifungen in der Breite durchfihrt und

die UN-Behindertenrechtskonvention bei neu-

en Vorhaben maximal zu bertcksichtigen weiB.
Allerdings ist die Priifung eines Gesetzes auf Herz
und Nieren am Ende doch eine Spezial-Kompetenz.
Inzwischen haben wir eine groBe Expertise in
diesem Feld und beraten gern.

Nordrhein-Westfalen (NRW) mochte mit dem
»,Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion

in Nordrhein-Westfalen“ die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention auf Landes-
und kommunaler Ebene voranbringen. Die
Monitoring-Stelle hat dazu 2015 Stellung
genommen. Wie beurteilen Sie solche Gesetz-
gebungsinitiativen?

Dass die Rechte von Menschen mit Behinderungen
als Querschnittsanliegen in allen Politikfeldern
mehr Raum einnehmen und die Rahmenbedingun-
gen fur die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention weiterentwickelt werden mussen,

ist bekannt. Die neuen Gesetze zur Reform des
Behindertengleichstellungsrechts bieten den
Landern die Chance, die Umsetzung der UN-BRK
zugkraftig auf die Landesebene zu Ubertragen.

2015 wurde in einigen Bundeslandern gewahlt.
Die Monitoring-Stelle hat immer wieder kriti-
siert, dass bestimmte Gruppen von Menschen
mit Behinderungen nach wie vor nicht wahlen
diirfen. Was muss sich bis zu nachsten Bundes-
tagswahl 2017 dndern?

Dass Menschen, die eine Betreuung in allen
Angelegenheiten haben oder in der forensischen
Psychiatrie sind, nicht wahlen dirfen, ist fir die
Monitoring-Stelle nicht hinnehmbar. Es gibt keinen
sachlich tUberzeugenden Grund, sie von diesem
zentralen politischen Vorgang auszuschlieBen.
Jede weitere Wahl ohne Wahlrecht verletzt diese
Menschen in ihren Rechten. Wir erwarten deshalb
vom Deutschen Bundestag, dass er das Gesetz
rechtzeitig vor der nachsten Bundestagswahl an-
dert. Viele Lander warten auf den Bund. In dieser
Situation ist es ein Erfolg, dass Schleswig-Holstein
2015 tatig geworden ist, das Wahlrecht auch auf
Menschen mit rechtlicher Vollbetreuung auszuweiten.

Forschen: Zugang zum Recht /
Zuganglichkeit

Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention hat sich 2015 schwerpunktméBig dem
Thema ,,Zugang zum Recht® gewidmet. Zwei
Aspekte standen dabei im Fokus: die Rezeption
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in
der Rechtsprechungspraxis in Deutschland und
die vielfaltigen Barrieren, denen Menschen mit
Behinderungen bei der Durchsetzung ihrer Rechte
begegnen.

»,Die UN-Behindertenrechtskonvention wird
in der deutschen Rechtsprechung bisher
nicht hinreichend rezipiert.”

Mit Blick auf die Rechtsprechungspraxis wurde
eine Expertise zur Analyse der deutschen Recht-
sprechung von 2009 bis 2014 in Auftrag gegeben.

Vor diesem Hintergrund ist es erfreulich, wenn
Bundeslander wie NRW an dieser Stelle neue
Wege gehen und den groBen Anderungsbedarf mit
einem breit angelegten Gesetz angehen. Dieser
Idee sollten alle Lander folgen.

Diese ergab, dass die UN-BRK in der deutschen
Rechtsprechung bisher nicht hinreichend rezipiert
wird und die Befassung mit der UN-BRK hinsicht-
lich Intensitat und Qualitat sehr uneinheitlich ist.
Dass die Richterschaft die Potenziale der Konven-
tion im nationalen Rechtssystem bei weitem noch
nicht ausschdépft, verdeutlichte auch eine am

6. Marz 2015 in Kooperation mit dem Bundesmi-
nisterium flr Arbeit und Soziales (BMAS) durch-
geflihrte Fachtagung unter dem Titel ,,Menschen-
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rechte in der sozialgerichtlichen Praxis - Auftrag,
Potenzial und Grenzen einer menschenrechtskon-
formen Auslegung sozialrechtlicher Vorschriften
am Beispiel der UN-BRK". Spitzenreprasentant_
innen der Sozialgerichtsbarkeit diskutierten auf
dieser Veranstaltung mit Vertreter_innen der
Bundesregierung, der Zivilgesellschaft und der
Wissenschaft den Umgang deutscher Gerichte mit
der Konvention und die Rolle der Menschenrechte
bei der Entscheidungsfindung. AuBerdem ging es
um die Frage, wie Richter_innen stérker fir die
Vorgaben der Konvention sensibilisiert werden
kénnen und welche Fortbildungsprogramme sinn-
voll und notwendig sind.

In Bezug auf Barrieren beim Zugang zum Recht
ging es 2015 um die Systematisierung und Ein-
ordnung der unterschiedlichen Hindernisse, auf

Arbeit und Soziales (BMAS) berufen. Sie empfahl
zur Weiterentwicklung des Aktionsplans eine
starkere Riickbindung der MaBnahmen an die
staatlichen Verpflichtungen aus der UN-BRK und
die Berucksichtigung der ,AbschlieBenden Bemer-
kungen®“ des UN-Fachausschusses fiir die Rechte
von Menschen mit Behinderungen aus der ersten
Staatenprifung Deutschlands vom 13. Mai 2015.

~Wir haben untersucht, auf welche Hinder-
nisse Menschen mit Behinderungen stof3en,
wenn sie ihre Rechte durchsetzen wollen.*

die Menschen mit Behinderungen stoBen, wenn
sie ihre Rechte durchsetzen wollen. Im Vorfeld
einer fir 2016 geplanten Publikation wurde unter-

sucht, welche Herausforderungen beim Zugang
zu Rechtsinformationen, zu Rechtsberatung und
-beistand sowie zu Beschwerdemechanismen
und gerichtlicher Kontrolle bestehen und welche
Handlungsauftrage sich aus den AbschlieBenden
Bemerkungen des UN-Fachausschusses fiir die
Rechte von Menschen mit Behinderungen vom
13. Mai 2015 ergeben.

Beraten: Aktionsplane

Die Politikberatung zu Aktions- und MaBnahmen-
planen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK) war ein wichtiger Arbeits-
schwerpunkt im Jahr 2015. Aktionspléne dienen
dazu, politische MaBnahmen zur Verwirklichung
der UN-BRK ressortiibergreifend zu biindeln und
der Regierungspolitik eine einheitliche strategi-
sche Ausrichtung zu geben. In diesem Zusammen-
hang war die Monitoring-Stelle politikberatend auf
Bundesebene und in zwei Landerprojekten tatig.

Auf Bundesebene wurde sie 2015 als beratendes
Mitglied mit Gaststatus in den ,Ausschuss zum
Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention®
(NAP-Ausschuss) beim Bundesministerium fiir

Auf Landerebene verdffentlichte die Monitoring-

Dariiber hinaus evaluierte die Monitoring-Stelle
im Auftrag der Berliner Landesregierung die

» 10 Behindertenpolitischen Leitlinien des Landes
Berlin zur nachhaltigen Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention bis zum Jahr 2020%. Thren

am 18. Dezember 2015 bei der Senatsverwaltung
fur Gesundheit und Soziales ein. Er befasst sich
mit institutionellen Strukturen zur Umsetzung

der UN-BRK, mit der Verwirklichung des Rechts
auf Teilhabe am Erwerbsleben von Menschen mit
Behinderungen und dem Kenntnisstand der Ver-
waltung in Bezug auf die UN-BRK.

Eine vergleichende Ubersicht iiber den Stand der
Aktions- und MaBnahmenpléne zur Umsetzung der
UN-BRK in Bund und Landern verdffentlichte die


http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/aktuell/aktuell_1_2015_UN-Behindertenrechtskonvention_Den_Nationalen_Aktionsplan_zu_einem_wirksamen_menschenrechtlichen_Instrument_machen.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuell/news/meldung/article/einladung-zum-pressegespraech-pruefung-abgelegt-und-nun-die-empfehlungen-des-fachausschusses-z/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Weitere_Publikationen/Bericht_der_Monitoring_Stelle_UN_BRK_zum_Behindertenpolitischen_Massnahmenpaket_fuer_das_Land_Brandenburg_Kurzdarstellung_mit_Empfehlungen.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Weitere_Publikationen/MSt_BRK_Die_Zehn_Behindertenpolitischen_Leitlinien_2015.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/
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Monitoring-Stelle

UN-Kinderrechtskonvention

~Wir wollen erreichen, dass die Kinderrechte in
Deutschland ernst genommen werden!*”
Interview mit Claudia Kittel, Leiterin der Monitoring-Stelle

UN-Kinderrechtskonvention

Im August 2015 hat die Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention ihre Arbeit auf-
genommen. Was sind die Aufgaben der
Monitoring-Stelle?

Unsere Aufgabe ist, die Umsetzung der UN-Kin-
derrechtskonvention in Deutschland kritisch

zu beobachten, zu bewerten und, wo nétig, auf
Umsetzungsdefizite hinzuweisen. Dazu beraten
wir uns mit staatlichen Stellen, den zahlreichen
in Deutschland existierenden Kinderechteorgani-
sationen und natirlich auch mit Kindern und
Jugendlichen selbst. Wir missen gut hinhoren,
ganz besonders dann, wenn niemand laut auf
Ungerechtigkeiten hinweist. Und wenn wir sehen,
dass Kinderrechte in Deutschland verletzt werden,
thematisieren wir das.

AuBerdem wollen wir die Entwicklungen bei der
Umsetzung und Verwirklichung der Kinderrechte
in Deutschland {iber die Jahre in den Blick nehmen.
So konnen wir gut analysieren, warum es mit der
Umsetzung der Kinderrechte an der einen Stelle
gut funktioniert hat und warum es an anderer Stelle
hakt. So etwas gibt es bisher noch nicht, dabei ist
es eine wichtige Grundlage, wenn man Politiker_
innen in Bund, Ladndern und Gemeinden beraten
und Losungswege aufzeigen will.

Die Monitoring-Stelle ist eine von vielen
Organisationen, die sich um Kinderrechte
kiimmern. Was ist das Besondere an der
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention?

Das Besondere an der Monitoring-Stelle ist ihre
Unabhéngigkeit. Anders als viele andere Organisa-
tionen, die sich fiir die Verwirklichung der Kinder-
rechte im Lebensalltag von Kindern und Jugend-
lichen in Deutschland stark machen, beobachtet
und bewertet die Monitoring-Stelle die Umsetzung
der Kinderrechte ausschlieBlich auf Basis der
Menschenrechte. Mit diesem Blickwinkel kann sie
,Olim Getriebe*“ zwischen den Kinderrechtsor-
ganisationen und der Regierung sein, wie es die
UNICEF-Studie ,Einsatz flr Kinderrechte® benannt
hat. Auf diese Weise kdnnen wir dazu beitragen,
dass Kinderrechte in der Lebenswirklichkeit aller
Kinder in Deutschland ankommen.

Welche Bedeutung hat die UN-Kinderrechts-
konvention fiir Kinder und Jugendliche in
Deutschland? Wo gibt es Handlungsbedarf?

Eigentlich sollten alle Kinder in Deutschland ihre
Rechte kennen und deren Einhaltung einfordern
kdnnen. Leider ist das noch lange nicht fiir alle
Kinder Wirklichkeit. Wir haben zwar ein Gesetz
zur Achtung von Gewalt in der Erziehung und
sogar Gemeindeordnungen, in denen die Beteili-
gungsrechte von Kindern und Jugendlichen als
»~Muss-Bestimmung* festgeschrieben sind. Den-
noch erleben zahlreiche Kinder und Jugendliche in
Deutschland korperliche oder psychische Gewalt,
haben keine Méglichkeit, sich selbstwirksam ein-
zubringen, und werden in Fragen, die fiir sie und
ihren Lebensweg relevant sind, nicht angehort.
Nicht zuletzt gibt es eine nicht unerhebliche Gruppe
von Kindern und Jugendlichen, die aufgrund der
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sozialen Lage ihrer Eltern Diskriminierung erfahren,
wenn es um das mogliche Erreichen eines hoheren
Bildungsabschlusses geht. Leider kennen langst
nicht alle Erwachsenen und Entscheidungstrager_
innen die Rechte der Kinder. Und leider werden
die besten Interessen von Kindern und Jugendli-
chen geman der Vorgabe aus Artikel 3 Absatz 1
der UN-Kinderrechtskonvention nicht berall
vorrangig berlicksichtigt. Dabei hat die UN-Kinder-
rechtskonvention in der Rangordnung unseres
Rechtssystems den gleichen Rang wie ein Bundes-
gesetz. Die Monitoring-Stelle will deshalb auch
dazu beitragen, die UN-Kinderrechtskonvention
bekannter und ihre rechtliche Bindungswirkung
deutlich zu machen: bei den Rechtsanwendern
und nattrlich auch bei den Kindern und Jugendli-
chen selbst.

Wie kann die Monitoring-Stelle zur Umsetzung
und zum Schutz der Kinderrechte in Deutsch-
land beitragen? Was will sie bewirken?

Wir wollen erreichen, dass die Kinderrechte in
Deutschland ernst genommen werden - vom Ge-
setzgeber und allen Verantwortungstrager_innen,
die mit und fir Kinder und Jugendliche arbeiten!
Wir suchen den Dialog, klaren tber die Vorgaben
der UN-Kinderrechtskonvention auf und entwickeln
Vorschlage, wie die Konvention in Deutschland
besser umgesetzt werden kann. AuBerdem geben
wir Kindern und Jugendlichen eine Stimme. Wir
sind derzeit ein flinfkopfiges Team (wissenschaft-
liche Mitarbeiter_innen und Referent_innen fir
Offentlichkeitsarbeit, teils in Teilzeit), das im Herbst
2015 seine Arbeit im Deutschen Institut fiir
Menschenrechte aufgenommen hat. Eine groBe
Herausforderung fir eine im Vergleich zur Aufgabe
kleine, aber hochmotivierte Gruppe.

Mit welchen Themen will sich die Monitoring-
Stelle UN-Kinderrechtskonvention in der
Aufbauphase beschéaftigen?

Neben der bereits erwahnten Vernetzungsaufgabe
werden uns drei Themen beschéftigen:

1. Die besondere Lebenssituation von gefllichteten
Kindern und Jugendlichen in Deutschland und
ihre Diskriminierungserfahrungen im Vergleich
zu anderen Kindern und Jugendlichen.

2. Die Analyse und Darstellung von Beschwerde-
mechanismen fir Kinder und Jugendliche in
Deutschland. Hier zeichnet sich schon jetzt
die Empfehlung ab, die wenigen vorhandenen
Strukturen zu starken und neue einzurichten.

3. Die bislang stark vernachlassigte Gruppe von
Kindern und Jugendlichen mit Eltern in Haft
wollen wir in den Fokus der Aufmerksamkeit
ricken.

»Alle Kinder in Deutschland sollten ihre
Rechte kennen und deren Einhaltung

einfordern konnen.*
\

Mit wem arbeitet die Monitoring-Stelle zu-
sammen? Sind Kinder und Jugendliche an der
Arbeit der Monitoring-Stelle beteiligt?

Unser besonderes Anliegen ist es, Kindern und Ju-
gendlichen eine Stimme zu geben. Im Rahmen eines
kleinen Projekts haben wir gefliichtete Kinder
und Jugendliche in Gemeinschaftsunterkiinften zu
ihrer Situation befragt. In vielen Studien, die die
Lebenswirklichkeit von Kindern und Jugendlichen
untersuchen, kommen sie selbst nicht zu Wort.
Doch gerade das wiirden wir uns kiinftig als Stan-
dard wiinschen. Denn Kindern und Jugendliche
Gehor zu verschaffen und ihren Anliegen Gewicht
zu verleihen, ist nicht nur eine Bereicherung, son-
dern auch eine volkerrechtliche Verpflichtung!

Und wie es die Kinder und Jugendlichen auf dem
letzten Weltkindergipfel 2002 in New York schon
so trefflich formuliert haben: ,Ihr nennt uns die
Zukunft, aber wir sind jetzt schon da!“. Eine solche
Botschaft sollte nicht folgenlos bleiben, auch nicht
fur eine Monitoring-Stelle, die mit Verantwortungs-
trdger_innen in Bund, Landern und Kommunen
sowie zahlreichen Verbé&nden und Organisationen
zusammenarbeitet.
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Bibliothek

»Eine kleine Friedenspalast-Bibliothek*
war das schonste Kompliment, das die Instituts-
Bibliothek im Jahr 2015 von einem Nutzer be-
kommen hat. Ihr spezialisierter und hochaktueller
Literaturbestand sowie ihre Auskunftsdienste
sind geschatzt von vielen, die in Deutschland,
aber auch im Ausland, zu Menschenrechtsthemen
arbeiten und forschen.

Der im Internet verfligbare Online-Katalog ver-
zeichnete Ende 2015 rund 11.300 gedruckte und
elektronische Veroffentlichungen sowie 18.900
Aufséatze. Bei den Neuerwerbungen wurden in
diesem Jahr Publikationen zur UN-Kinderrechts-
konvention sowie zu Flucht, Asyl und Migration
besonders beriicksichtigt. Durch den Kauf der
Kollektion ,,Human Rights and Humanitarian Law
2015% des Brill-Verlags wurde das Angebot an
E-Books weiter ausgebaut. Von der Bibliothek
lizenzierte elektronische Zeitschriften sind seit
Juni 2015 auch in der zentralen Elektronischen
Zeitschriftenbibliothek (EZB) nachgewiesen.

Der im Internet verflgbare Online-Katalog
verzeichnete Ende 2015 rund

11.300 gedruckte und elektronische
Veroffentlichungen sowie 18.900 Aufsatze.

Publikationen: ,Open Access*

Eine zentrale Aufgabe der Bibliothek besteht darin,
den Zugang zu menschenrechtlichen Informationen
und Dokumenten zu erleichtern. Das schlieBt ein,
dass auch die Publikationen des Instituts schnell
und einfach in Verbundkatalogen und fachlichen
Datenbanken auffindbar sind.

Auf Initiative der Bibliothek kooperiert das Institut
seit 2012 mit dem sozialwissenschaftlichen Open
Access Repositorium SSOAR der GESIS - Leibniz
Institut fiir Sozialwissenschaften. ,Open Access®
bedeutet den freien Zugang zu wissenschaftlicher

Literatur und anderen Materialien ber das Inter-
net. Bis Ende 2015 wurden 160 Publikationen des
Instituts in die SSOAR Datenbank hochgeladen
und von der Bibliothek mit Metadaten versehen.
Dadurch wurde ihre Sichtbarkeit verbessert und
die Auffindbarkeit iber Open Access Suchma-
schinen gewahrleistet. Fiir das Jahr 2015 wurden
insgesamt rund 6.000 Downloads von Instituts-
Publikationen vom SSOAR statistisch erfasst.

Lesungen in der Bibliothek

In der offentlichen Veranstaltungsreihe ,,Lesun-
gen® 1adt die Bibliothek zweimal im Jahr zu einer
Autor_innenlesung mit anschlieBendem Gespréach
uber ein aktuelles menschenrechtliches Thema
ein. Im Jahr 2015 fanden in diesem Rahmen zwei
gut besuchte Abend-Veranstaltungen statt.

Am 22. April war Pamela Pabst zu Gast, die einzige
blinde Strafverteidigerin Deutschlands. Sie stellte
ihr autobiografisches Buch ,Ich sehe das, was

ihr nicht seht“ vor, in dem sie ihren nicht immer
einfachen Weg in den Rechtsberuf schildert. Die
Lesung fand im Rahmen des kommunikativen
Schwerpunktthemas ,,Zugang zum Recht® statt
und wurde mit simultanem Gebardensprachdol-
metschen angeboten.

Im Kontext der aktuellen Flichtlingssituation in
Europa las der Autor und Regisseur Michael Richter
am 23. November in der Bibliothek aus seinem
neuem Buch ,Fluchtpunkt Europa. Unsere huma-
nitére Verantwortung®. Beide Lesungen wurden
aufgezeichnet und sind als Audio auf der Website
des Instituts verfligbar.

Barrierefreiheit in (digitalen) Bibliotheken
Die Bibliothek setzte sich auch im Jahr 2015 fir
den barrierefreien Zugang zu Bibliotheken und
Informationen ein. Auf dem deutschen Bibliotheks-
tag 2015 in Nurnberg war sie vertreten mit dem
Vortrag ,,Die Zukunft ist inklusiv: Die Bedeutung
der UN-Behindertenrechtskonvention fiir Biblio-
theken®. Am 23. September hielt die Leiterin der
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Bibliothek auf Einladung der International Associa-
tion of Law Libraries (IALL) einen entsprechenden
englischsprachigen Vortrag (,Accessible Libraries:
The Significance of the UN Convention on the
Rights of Persons with Disabilities”) in der Staats-
bibliothek zu Berlin.

Am 26. November 2015 hatte die Bibliothek zu
einer ganztagigen Veranstaltung zum Thema
»Barrierefreiheit in (digitalen) Bibliotheken® ins
Institut eingeladen. 35 Mitarbeitende aus wissen-
schaftlichen und 6ffentlichen Bibliotheken, Univer-
sitatsbibliotheken sowie der Bundestagsbibliothek
und der Berliner Staatsbibliothek nahmen teil.
Zentrales Thema war die Bedeutung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention fiir Bibliotheken und die
menschenrechtliche Perspektive auf Barrierefrei-
heit. Vorgestellt wurde unter anderem das Projekt
»Design fir Alle in digitalen Bibliotheken® der
Deutschen Zentralblicherei fiir Blinde (Leipzig)

in Kooperation mit der Stiftung Centralbibliothek
fur Blinde (Hamburg). Das Projekt mdchte zeigen,
dass barrierefrei gestaltete elektronische Medien
nicht nur Menschen mit Lesebehinderungen,
sondern allen Menschen zugutekommen. Dieser
Grundgedanke entspricht dem Gestaltungskonzept
des ,,Universal Design®, dessen Umsetzung auch
von der UN-Behindertenrechtskonvention gefordert
wird.

Bibliotheken und nachhaltige
Entwicklung

Vom 15.-21. August 2015 fand in Kapstadt der
81. Weltkongress des internationalen Bibliotheks-
verbands IFLA statt. Die Leiterin der Instituts-Bi-
bliothek nahm in ihrer Funktion als deutsche
Vertreterin im Standigen Ausschusses der IFLA
Sektion ,LSN - Library Services to People with
Special Needs* (Bibliotheksangebote flir Personen
mit besonderen Bedirfnissen) an der Konferenz
teil. Die LSN-Sektion setzt sich dafiir ein, dass der
Zugang zu Bibliotheken flr diejenigen verbessert
wird, die aufgrund einer Behinderung oder einer
besonderen Lebenssituation die Angebote und
Dienstleistungen von Bibliotheken nicht oder nur
eingeschrankt nutzen kénnen.

Die Bibliothek setzte sich auch im Jahr
2015 fir den barrierefreien Zugang zu

Bibliotheken und Informationen ein.
\

Aktuell konzentriert sich die Arbeit des Ausschus-
ses auf Bibliotheksangebote fiir wohnungslose
Menschen. Bis Mitte 2017 sollen dazu internatio-
nale Richtlinien und Empfehlungen fir Bibliotheken
erarbeitet werden. Der Ausschuss unterstitzt
damit auch das Engagement der IFLA fir die neuen
Nachhaltigkeitsziele in der Agenda 2030 der
Vereinten Nationen. Bibliotheken kénnen bei der
nationalen Umsetzung der Agenda eine wichtige
Rolle einnehmen, denn der Zugang zu Informati-
onen, Wissen und Bildung fiir alle Menschen ist
eine wesentliche Voraussetzung fur die nachhaltige
Bekampfung von Armut und Ungleichheit.

Historisches Lernen und
Menschenrechtsbildung

Das 21. Treffen des seit 2007 von der Biblio-
thek koordinierten Arbeitskreises ,,Erinnerung
und Menschenrechte® fand am 4. Mai im Anne-
Frank-Zentrum in Berlin statt. Auf dem Programm
standen Beitrdge von Arbeitskreis-Mitgliedern
uber neue Entwicklungen im Prozess der Ver-
gangenheitsaufarbeitung in Lateinamerika. Am
12. Oktober tagte der Arbeitskreis auf Einladung
des von der Stiftung Erinnerung, Verantwortung
und Zukunft (EVZ) finanzierten Projekts ,Change.
Handbook for history learning and human rights
education“ in der Freien Universitat Berlin.

Die Mitglieder des Arbeitskreises kommen aus der
Gedenkstattenarbeit, der historisch-politischen
Bildung und der Menschenrechtsbildung. Inhaltli-
cher Schwerpunkt der zweimal im Jahr stattfinden-
den Treffen ist die Verbindung von Historischem
Lernen und Menschenrechtsbildung. Zu den

an der Grindung des Arbeitskreises beteiligten
Einrichtungen gehdrten neben dem Institut die
Stiftung EVZ, das Menschenrechtszentrum Nurn-
berg, die Gedenk-und Bildungsstatte Haus der
Wannsee-Konferenz sowie Aktion Siihnezeichen /
Friedensdienste.
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Kommunikation

Abteilung Kommunikation

Die Abteilung Kommunikation hat den Auftrag, das
Institut und seine Arbeit als Nationale Menschen-
rechtsinstitution der Offentlichkeit und den Medien
bekannt zu machen. Das betrifft insbesondere

die Positionierung des Instituts als unabhéngige
und glaubwiirdige Monitorings-, Forschungs-und
Politikberatungseinrichtung. Die Aufgaben der
Abteilung sind vielféltig. Sie ist verantwortlich fir
die Medienarbeit sowie flr das Lektorat und die
Produktion der Instituts-Publikationen im hausei-
genen Verlag. Im Jahr 2015 betreute sie neben der
Pressearbeit 36 Publikationen. Sie verantwortet
die Instituts-Websites und die Social Media-Aktivi-
taten, sie konzipiert und organisiert selbstandig
oder in Zusammenarbeit mit den wissenschaftlichen
Mitarbeitenden barrierefreie Konferenzen, Vortréage,
Fachgesprache, Workshops und Lesungen, insge-
samt 17 Veranstaltungen.

AuBerdem beteiligt sie sich am Deutschen Men-
schenrechts-Filmpreis und présentiert Filmreihen
zu ausgewahlten Menschenrechtsthemen. Alljahr-
lich organisiert die Abteilung zusammen mit Brot
fur die Welt die Werner Lottje Lecture. Diese Ver-
anstaltung erinnert an einen groBen Visionar der
Menschenrechtsarbeit in Deutschland. Sie disku-
tiert aktuelle Probleme und Herausforderungen des
Menschenrechtschutzes, besonders des Schutzes
von Menschenrechtsverteidiger_innen. 2015 griff
die Lecture die Situation der Menschenrechtsver-
teidiger_innen in Agypten auf. Fiir die Zielgruppe
der Journalist_innen bietet die Abteilung Kom-
munikation regelméaBig ein Recherchestipendium
sowie Seminare zu aktuellen Menschenrechts-
themen an.

Stipendiatin mit Hessischem
Journalistenpreis 2015 ausgezeichnet
Die Stipendiatin des Recherchestipendiums ,,Zu-
gang zum Recht in Deutschland®, Ursula Mayer,
gewann 2015 den Hessischen Journalistenpreis.
Pramiert wurde ihr Horfunk-Feature Giber unbeglei-

Im Sommer 2014 hatte das Institut vier Recher-
chestipendien zum Thema ,,Zugang zum Recht in
Deutschland“ in Hohe von je 1.500 Euro vergeben.
Ursula Mayer iberzeugte die unabhéngige sechs-
kdpfige Jury mit ihrem Recherche-Konzept zu
unbegleiteten Flichtlingskindern in der Kategorie
»Horfunk®. Mit den Recherchestipendien méchte
das Institut Journalist_innen anregen, aktuelle
Themen aus menschenrechtlicher Perspektive zu
bearbeiten.

Kurzfilm: Was macht die Monitoring-
Stelle UN-Kinderrechtskonvention?

Um die Funktion und die Aufgaben der neuen
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention kurz
und kindgerecht vorzustellen, produzierte die

wurde auf der Er6ffnung der Monitoring-Stelle
UN-Kinderrechtskonvention zum ersten Mal
vorgestellt und ist auf Konferenzen und in Work-
shops nun regelmaBig in Gebrauch. Er ist auch auf
Englisch und in Gebardensprache verfiigbar.

Entwicklung eines Corporate Designs
Die Debatte um die Schaffung einer gesetzli-

chen Grundlage flr das Institut war Anlass fur

die Abteilung, 2015 einen Prozess zur Klarung

der Positionierung und zur Entwicklung eines
stringenten Corporate Designs zu initiieren. Das
neue Corporate Design soll die Marke ,,Deutsches
Institut fiir Menschenrechte® weiter profilieren.
Am Ende des Prozesses wird ein sogenanntes
»Corporate Design Manual“ vorliegen, welches das
Erscheinungsbild des Instituts verbindlich und wie-
dererkennbar festlegt. Das neue Corporate Design
beriicksichtigt systematisch Aspekte der Diversity
und Barrierefreiheit. Das Corporate Design sowie
die Leitlinien fur den kommunikativen Auftritt des
Instituts (Corporate Communication) sollen ab Juli
2016 ein- und umgesetzt werden. In der Folge ist
auch ein Web-Relaunch geplant.


http://www.hr-online.de/website/specials/wissen/index.jsp?rubrik=89781&key=standard_document_53622995&mediakey=wissen/20141121_mayer_fluechtlinge_audio_128k&type=a&jm=3&jmpage=1%29
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/service/mediathek/?tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bmedia%5D=322&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Baction%5D=show&tx_medialibrary_medialibrarylist%5Bcontroller%5D=Media&cHash=8551a4345792d548b15a5e2ca2d9ddaf
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Jahresrechnung 2015

Einnahmen

Vermischte Einnahmen 1.520.731 €
Institutionelle Zuwendungen des Bundes 2.429.000 €
Einnahmen aus Drittmitteln mit Zweckbindung 2.030 €
Gesamte Einnahmen 3.951.761 €
Ausgaben

Menschenrechtspolitik Inland / Europa 387.569 €
Auftréage Dritter/Drittmittelprojekte Menschenrechtspolitik Inland / 200.391 €
Europa

Internationale Menschenrechtspolitik 277.976 €
Auftrage Dritter / Drittmittelprojekte Internationale 612.441 €
Menschenrechtspolitik

Menschenrechtsbildung 158.989 €
Kommunikation 361.848 €
Bibliothek 174.022 €
Verwaltung (Gemeinkosten) 762.164 €
Vorstand / Geschaftsfihrung 382.751 €
Auftrage Dritter / Drittmittelprojekte Vorstand/Geschaftsfiihrung 128.425 €
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention 324.684 €
Auftrage Dritter / Drittmittelprojekte 76.167 €

Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention

Auftréage Dritter / Drittmittelprojekte 104.334 €
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechtskonvention

Gesamtausgaben 3.951.761 €

Ergebnis 2015 0€
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Erlauterungen zur Jahresrechnung

Im Jahr 2015 betrug die institutionelle Zuwendung
des Bundes an das Deutsche Institut fiir Menschen-
rechte 2.429.000 Euro. Diese Grundfinanzierung
erhalt das Institut jahrlich. Sie soll die Finanzaus-
stattung des Instituts als unabhangige Nationale
Menschenrechtsinstitution gemanl den Pariser
Prinzipien der Vereinten Nationen sicherstellen.
An der Finanzierung beteiligt sind das Bundes-
ministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
(BMJV) zu 35 Prozent, das Bundesministerium

fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) zu 27 Prozent, das Auswartige Amt zu
20 Prozent und das Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales (BMAS) mit 18 Prozent. Die Zuwen-
dungen des BMAS betreffen die Finanzierung der
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention.
Diese Mittel sind seit 2012 Teil der institutionellen
Zuwendung des Instituts.

Der Posten ,Vermischte Einnahmen® umfasst weitere
Einnahmen aus Bundeszuschiissen, Einnahmen
aus Auftragen Dritter und sonstige verschiedene
Ertrage und betragt insgesamt 1.522.761 €. Uber
Einnahmen aus Drittmitteln mit Zweckbindung
wird ein Rechtshilfefonds der Stiftung ,,Erinnerung,
Verantwortung und Zukunft® finanziert. Nach den
Regeln der Pariser Prinzipien sollen Nationale
Menschenrechtsinstitutionen lberwiegend durch
institutionelle Mittel finanziert werden, damit die
Institutionen ihre Themen und Arbeitsbereiche frei
wahlen kdonnen, was bei Projektmitteln nicht ge-
geben ist. Die Projektmittel des Instituts machten
2015 circa 42 Prozent der institutionellen Einnah-
men aus. Bislang gelang es dem Institut immer,
Projektmittel einzuwerben, die die vorhandenen
Arbeitsschwerpunkte unterstitzen. Dies wird als
Politik des Instituts auch weiter die Drittmittel-
einwerbung bestimmen.

Forderungen aus Bundeszuschiissen betreffen
beispielsweise die wissenschaftliche Zuarbeit fur
den Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen
zur Religions- und Weltanschauungsfreiheit Heiner
Bielefeldt sowie fiir das deutsche Mitglied im
Ausschuss Uber das Verschwindenlassen Rainer

Huhle, fiir den Nationalen Aktionsplan Wirtschaft
und Menschenrechte sowie flir die Organisation
fur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) durch das Auswartige Amt. Im Jahr 2015
erhielt das Deutsche Institut fiir Menschenrechte
zudem Mittel fir drei Forschungsprojekte aus dem
BMZ zu den Themen Kinderrechte, Wirtschaft und
Menschenrechte sowie Jugendkonsultationen, Mittel
des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) zum Thema ,,Geschlecht
im Recht®, Mittel des Xenos Programms ,,Integration
und Vielfalt“ des BMAS und des Européischen
Sozialfonds zur Qualifizierung von Rechtsanwalt_
innen zu Menschenrechten und Vielfalt. Des
Weiteren finanzierte das Land Berlin Auftrage der
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention.

Die Einnahmen aus Auftragen Dritter setzen sich
zusammen aus Projektmitteln der Deutschen
Gesellschaft fiir Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) zu ,Umsetzung eines Menschenrechtsan-
satzes in der Entwicklungspolitik®, ,Kinderrechte*
sowie ,Land“ und der Europaischen Grundrech-
teagentur (Berichterstattung im FRANET-Netzwerk).
Des Weiteren wurden Auftrage Dritter vom Land
Schleswig-Holstein sowie vom Europaischen Netz-
werk der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen
(ENNHRI) vergeben. Das Institut mdchte sich bei
allen Geldgebern herzlich fiir die Unterstiitzung
seiner Arbeit bedanken.

Die Ausgabenubersicht macht deutlich, welche
Mittel den einzelnen Abteilungen des Instituts
fur ihre Arbeit zur Verfligung standen. Der Posten
sVerwaltung (Gemeinkosten)® umfasst unter
anderem die laufenden Kosten des Instituts wie
Miete, Nebenkosten, Geschaftsbedarf, Biiro-
material, aber auch die institutsiibergreifenden
Aktivitaten.

Der Finanzbericht des Deutschen Instituts fir
Menschenrechte wird von einer vom Tragerverein
bestimmten Kassenpriiferin Gberpriift. Die Ent-
lastung des Vorstands obliegt der Mitgliederver-
sammlung.
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Veranstaltungen 2015

Fachgesprache 9

Ganz- und mehrtéagige Konferenzen 6

Seminare / Workshops 5
Konsultationen

Podiumsdiskussionen / Debatten 4

Netzwerktreffen 3

Lesungen 3

Teilnahme an Parlamentarischen Anhérungen 2

/

Parlamentarische Friihstiicke 2 \

Filmveranstaltungen 1 |y
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Partner bei Veranstaltungen

= Amnesty International
= Antidiskriminierungsstelle des Bundes
= Brot flr die Welt

= Beauftragte der Bundesregierung fir die
Belange von Menschen mit Behinderungen

= Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
= Crone, Petra MdB
= Deutscher Anwaltverein

= Deutsche Gesellschaft fiir die Vereinten
Nationen

= Deutsches Jugendherbergswerk
= Deutsches Jugendinstitut

= Deutsche UNESCO-Kommission
= Europarat

= Forum Menschenrechte

Forum Umwelt und Entwicklung
Friedrich-Ebert-Stiftung

Heinrich, Gabriela MdB

Helga Breuninger-Stiftung

Institut fiir Friedenssicherungsrecht und
Humanitéres Volkerrecht der Ruhr-Universitat

Bochum (IFHV)

Nationaler Geistiger Rat der Bah&‘i in
Deutschland

Netzwerk AK Rohstoffe
Schummer, Uwe MdB

Stiftung Universitat Hildesheim
Universitat Kassel

Universitat Potsdam

Urgewald

Zentrum fur Bildungsintegration
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Veranstaltungsuberblick

Die folgende Ubersicht gibt einen chrono-
logischen Uberblick iiber Veranstaltungen
mit Offentlichkeitswirkung. Einige dieser
Veranstaltungen wurden bereits erwahnt und
erldutert. Dariiber hinaus wurden weitere
interne Veranstaltungen durchgefiihrt.

13.01.2015 | Berlin

Lange Nacht des Menschenrechts-Films
Prasentation der Preistragerfilme des Deutschen
Menschenrechts-Filmpreises in Kooperation mit
dem Deutschen Anwaltverein, der Deutschen
UNESCO-Kommission, dem Deutschen Jugend-
herbergswerk, dem Nationalen Geistigen Rat der
Bahai in Deutschland und Amnesty International

18.02.2015 | Berlin

18. Verbandekonsultationen der Monitoring-
Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen
Verbanden

Thema: CRPD-General Comment Nr. 1 zu

Artikel 12 der UN-BRK zum Thema ,,Rechtliche
Handlungsfahigkeit”

06.03.2015 | Berlin

Menschenrechte in der sozialgerichtlichen
Praxis. Auftrag, Potential und Grenzen einer
menschenrechtskonformen Auslegung
sozialrechtlicher Vorschriften am Beispiel der
UN-Behindertenrechtskonvention
Fachgesprach in Kooperation mit dem Bundes-
ministerium flr Arbeit und Soziales

18.03.2015 | Berlin

Rohstoffe, Konflikte, Menschenrechte: Welche
Verantwortung haben deutsche Unternehmen
entlang ihrer Lieferketten? Wie weit darf der
Konfliktbegriff gedehnt werden?

Fachtagung mit dem zivilgesellschaftlichen Netz-
werk AK Rohstoffe

22.04.2015 | Berlin

Ich sehe das, was ihr nicht seht. Eine blinde
Strafverteidigerin geht ihren Weg

Lesung mit Pamela Pabst in der Bibliothek des
Deutschen Instituts fur Menschenrechte

23.04.2015 | Berlin

5.Treffen der Monitoring-Stelle UN-BRK mit
den Beauftragten fiir Menschen mit Behinde-
rungen in Bund und Landern
Themenschwerpunkt: Handlungsempfehlungen
des UN-Fachausschusses zur UN-Behinderten-
rechtskonvention im Staatenprifverfahren

05.05.2015 | Berlin

debatte: Armut und das Recht auf Wohnen
Offentliche Podiumsdikussion im Rahmen der
Reihe ,Arm, aber nicht rechtlos. Menschenrechte
und Armut in Deutschland®

13.05.2015 | Berlin

19. Verbandekonsultationen der Monitoring-
Stelle UN-BRK mit den behindertenpolitischen
Verbanden

Thema: AbschlieBende Bemerkungen des
UN-Fachausschusses zur UN-Behindertenrechts-
konvention

21.05.2015 | Berlin

Parlamentarisches Friihstiick: AbschlieBende
Bemerkungen des UN-Fachausschusses zur
UN-Behindertenrechtskonvention
Schirmherrschaft: MdB Uwe Schummer, behinder-
tenpolitischer Sprecher der CDU /CSU-Fraktion im
Bundestag



VERANSTALTUNGSUBERBLICK

61

16.06.2015 | Berlin

Menschenrechte im bewaffneten Konflikt -
eine Unmoglichkeit?

Fachgesprach in Kooperation mit dem Institut fur
Friedenssicherungsrecht und Humanitares Volker-
recht der Ruhr-Universitat Bochum (IFHV)

19.06.2015 | Berlin

Partizipation und Menschenrechtsbildung fiir
Kinder und Jugendliche

Fachgesprach mit Teilnehmenden aus Bildungs-
ministerien und Bildungspraxis

24.06.2015 | Berlin

Priifung abgelegt - und nun? Die Empfehlungen
des Fachausschusses zur UN-Behinderten-
rechtskonvention als Impulsgeber fiir Bund
und Lander

Follow-up-Konferenz in Kooperation mit der
Bundesbeauftragten fiir die Belange von behin-
derten Menschen Verena Bentele

26.06.2015 | Berlin

Ausgestaltung eines Beschwerdemechanismus
fiir die deutsche Entwicklungszusammenarbeit
Workshop

10.07.2015 | Berlin

Kirchliches Selbstbestimmungsrecht und indivi-
duelles Arbeitsrecht. Eine menschenrechtliche
Bewertung

Fachgesprach

22.09.2015 | Berlin

debatte: Armut und der Zugang zu Recht
Offentliche Podiumsdiskussion im Rahmen der
Reihe ,,Arm, aber nicht rechtlos. Menschenrechte
und Armut in Deutschland®

23.09.2015 | Berlin

»70 Jahre UN - Werden die Menschenrechts-
normen zur Makulatur?*

Lesung und Gesprach mit Andreas Zumach in
Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft fiir
die Vereinten Nationen

25.09.2015 | Berlin

Parlamentarisches Friihstiick: Nachste Schritte
zur Starkung der Menschenrechte Alterer
Schirmherrschaft: MdB Petra Crone und MdB
Gabriela Heinrich (SPD)

25.09.2015 | Berlin

Round Table: Entwicklung und Strategien zu
den Menschenrechten Alterer

Round Table mit Prof. Andrew Byrnes, Australian
Human Rights Centre, UNSW, Vertreter_innen der
zustandigen Ministerien und help age Deutsch-
land; Prof. Byrnes berichtete von der Open ended
working group on ageing

01.-04.10.2015 und 16.-19.11.2015 | Berlin
Konsultation mit Jugendlichen zur Erstellung
des entwicklungspolitischen Aktionsplans zur
Umsetzung von Kinder- und Jugendrechten
des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
Workshops sowie Abend- / Kulturprogramm mit
25 entwicklungspolitisch engagierten Jugendli-
chen zwischen 14 und 24 Jahren

02.10.2015 | Berlin

»Zur Lage der Menschenrechte in Deutsch-
land“ - Prasentation und Diskussion des
Menschenrechtsberichts von Nils Muiznieks,
Menschenrechtskommissar des Europarates
Offentliche Debatte

05.10.2015 | Berlin
Netzwerktreffen Menschenrechtsbildung

06.10.2015 | Berlin

Geschlecht im Recht

Workshop des Gutachtenprojekts ,Geschlecht

im Recht® mit ausgewahlten Personen aus
Betroffenenverbéanden (Inter*/ Trans*), Praxis und
Wissenschaft

05.-06.10.2015 | Genf

Blind spots of the Human Rights Council
Agenda - Ways to move forward

Internationale Expert_innen-Konferenz zum
UN-Menschenrechtsrat in Kooperation mit der
Friedrich-Ebert-Stiftung und dem Forum Menschen-
rechte
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08.-09.10.2015 | Berlin

4. Fachtag fir die Mitarbeitenden der Beauf-
tragten fir Menschen mit Behinderungen in
Bund und Landern

Fortbildungsseminar mit den Schwerpunkten
»AbschlieBende Bemerkungen® und ,,Novellierung
des Bundesgleichstellungsgesetzes“ sowie ,Gewalt-
schutz von Frauen und Madchen®

13.10.2015 | Berlin

Zivilgesellschaftstreffen mit dem UN-Sonder-
berichterstatter fiir extreme Armut Philip
Alston

Fachgesprach

16.10.2015 | Berlin

Strategietreffen der deutschen Zivilgesellschaft
zur Konsultation liber die neuen Umwelt- und
Sozialstandards der Weltbank sowie der Ratifi-
zierung des Gesetzes zur deutschen Beteiligung
an der neuen Asiatischen Infrastruktur-Investi-
tionsbank (AlIB)

Fachgesprach in Kooperation mit Urgewald

23.-24.10.2016 | Reckahn

Menschen- und Kinderrechte in padagogischen
Beziehungen - Zur Arbeit an den ,Reckahner
Reflexionen zur Ethik padagogischer Beziehun-
gen'*

Konferenz in Kooperation mit den Universitaten
Potsdam und Kassel, dem Deutsches Jugend-
institut und der Helga Breuninger-Stiftung

10.11.2015 | Berlin

Werner Lottje Lecture: Agypten - ist Stabilitat
wichtiger als Rechtsstaatlichkeit?

Konferenz zur Situation von Menschenrechtsver-
teidiger_innen in Kooperation mit Brot fir die Welt

11.11.2015 | Berlin

20. Verbandekonsultationen der Monito-
ring-Stelle UN-BRK mit den behindertenpoliti-
schen Verbanden

Thema: Entwicklungen seit der 1. Staatenprifung
Deutschlands und den daraus folgenden Aufgaben

13.11.2015 | Berlin

Religion, Vielfalt, Schule

Fachgesprach. Themen: Schulen als Orte des Einiibens
religioser Diversitét, rechtliche Konsequenzen von
Verboten religioser Bekleidung und Symbole

17.11.2015 | Berlin

Konsultation mit der Zivilgesellschaft
Vorstellung der Monitoring-Stelle UN-Kinderrechts-
konvention. Workshops mit der Zivilgesellschaft

17.11.2015 | Berlin

Eroffnung der Monitoring-Stelle UN-Kinder-
rechtskonvention

Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig
eroffnet die Monitoring-Stelle UN-Kinderrechts-
konvention des Instituts

23.11.2015 | Berlin

Fluchtpunkt Europa. Unsere humanitare
Verantwortung

Lesung mit Michael Richter in der Bibliothek des
Deutschen Instituts fir Menschenrechte

26.11.2015 | Berlin

Barrierefreiheit in (digitalen) Bibliotheken
Seminar fiir wissenschaftliche und o6ffentliche
Bibliotheken im Deutschen Institut fiir Menschen-
rechte

30.11.2015 | Berlin

Zivilgesellschaftstreffen mit dem UN-Sonder-
berichterstatter zu Giftmull Baskut Tuncak
Fachgespréch in Kooperation mit dem Forum
Umwelt und Entwicklung

30.11.-01.12.2016 | Berlin

Kinderrechte in der Entwicklungszusammen-
arbeit

Workshop zur Vertiefung und zum Erfahrungs-
austausch

02.12.2015 | Berlin

debatte: Armut und Alter

Offentliche Podiumsdiskussion im Rahmen der
Reihe ,Arm, aber nicht rechtlos. Menschenrechte
und Armut in Deutschland®
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Publikationen 2015

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015):
Are the SDGs relevant for Germany? Comparing
the SDGs with UN human rights treaty body
recommendations provides important clues.
Berlin. 3 S.

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015):
Bericht der Monitoring-Stelle zur UN-Behinderten-
rechtskonvention zum behindertenpolitischen
MaBnahmenpaket fiir das Land Brandenburg.
Kurzdarstellung mit Empfehlungen. Berlin. 24 S.

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015):
Comments on the AlIB’s draft Environmental

and Social Framework dated 3rd August 2015.
Consultation on AlIB Environmental and Social
Framework (ESF), submission. Berlin. 8 S.

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015):
Die Rechte des Kindes im Bereich Religions- und
Weltanschauungsfreiheit. Zusammenfassende
Information zum Bericht des Sonderberichter-
statters der Vereinten Nationen Uber Religions-
und Weltanschauungsfreiheit, Heiner Bielefeldt
(UN-Doc. A/70/286 vom 05. August 2015).
Berlin. 7 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte
(2015): Dokumentation des Fachgesprachs
»Partizipation und Menschenrechtsbildung fir
Kinder und Jugendliche“ des Deutschen Instituts
fir Menschenrechte am 19. Juni 2015 in Berlin.
Berlin. 19 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Information der Monitoring-Stelle zur UN-Behinder-
tenrechtskonvention zur Allgemeinen Bemerkung
Nr. 1 des UN-Fachausschusses fir die Rechte von
Menschen mit Behinderungen; Artikel 12: Gleiche
Anerkennung vor dem Recht. Berlin. 23 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Information der Monitoring-Stelle zur UN-Behinder-
tenrechtskonvention anldsslich der Veroffentlichung
der thematischen Studie des UN-Hochkommissari-

ats flir Menschenrechte zum Recht von Menschen
mit Behinderungen auf unabhéngige Lebensfiihrung
und Einbeziehung in die Gemeinschaft. Berlin. 25 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Jahresbericht 2014. Berlin. 47 S. ISBN 978-3-
945139-82-0

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
National baseline assessment. Umsetzung der
UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte. Berlin. 65 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Parallelbericht an den UN-Fachausschuss fir die
Rechte von Menschen mit Behinderungen anlass-
lich der Priifung des ersten Staatenberichts
Deutschlands geman Artikel 35 der UN-Behinder-
tenrechtskonvention. Berlin. 38 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Parallelbericht des Deutschen Instituts fiir Men-
schenrechte an den UN-Ausschuss zur Beseitigung
rassistischer Diskriminierung (CERD) im Rahmen
der Prifung des 19.- 22. Staatenberichts der
Bundesrepublik Deutschland. Berlin. 15 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Parallel Report by the German Institute for Human
Rights to the UN Committee on the Elimination

of All Forms of Racial Discrimination (CERD) in

the context of the examination of the 19th-22nd
State Report of Germany. Berlin. 15 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Parallel Report to the UN Committee on the Rights
of Persons with Disabilities in the context of the
Initial Report of Germany under Article 35 of the
UN Convention on the Rights of Persons with
Disabilities. Berlin. 39 S.

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Prévention von Gewalt im Namen der Religion.
Zusammenfassende Information zum Bericht des
Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen
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uber Religions- und Weltanschauungsfreiheit,
Heiner Bielefeldt. Berlin. 7 S.

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015):
R for research involving children. Participation of
children in German development cooperation -

in planning, monitoring and evaluation. Berlin.

8 S. ISBN 978-3-945139-57-8 (ABC of children’s
rights)

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2015):
Sind die SDGs fir Deutschland relevant? Hinweise
auf relevante Politikfelder ergeben sich aus den
Empfehlungen der UN-Menschenrechtsgremien.
Berlin. 30 S.

Follmar-Otto, Petra (2015): Nach dem zweiten
~Kopftuchbeschluss“ des Bundesverfassungs-
gerichts: Schule als Ort religioser und weltan-
schaulicher Freiheit und Vielfalt. Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte. 4 S. (aktuell 7/2015)

Graf-van-Kesteren, Annemarie (2015): Kindge-
rechte Justiz. Wie der Zugang zum Recht fiir Kinder
und Jugendliche verbessert werden kann. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte. 23 S.
ISBN 978-3-945139-79-0 (Policy Paper Nr. 34)

Hornle, Tatjana (2015): Menschenrechtliche
Verpflichtungen aus der Istanbul-Konvention. Ein
Gutachten zur Reform des § 177 StGB. Berlin:
Deutsches Institut fir Menschenrechte,. 28 S.
ISBN 978-3-945139-56-1

Kampf, Andrea (2015): Der Beitritt Deutschlands
zur Asiatischen Infrastruktur-Investitionsbank.
ZeitgemaBe Umwelt- und Sozialstandards sicher-
stellen und Chance fiir mehr Transparenz und
Rechenschaftslegung nutzen! Berlin: Deutsches
Institut fir Menschenrechte. 4 S. (aktuell 6/2015)

Kampf Andrea (2015): Germany’s accession to the
Asian Infrastructure Investment Bank. To guarantee
modern environmental and social standards and
seize the opportunity for greater transparency

and accountability! Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte. 4 S. (aktuell 8/2015)

Kampf, Andrea (2015): Human rights require
accountability. Why German development co-
operation needs a human rights complaints
mechanism. Berlin: Deutsches Institut fir Men-
schenrechte. 27 S. ISBN 978-3-945139-59-2
(Policy Paper Nr. 28)

Kampf, Andrea (2015): ,,Just head-banging won’t
work®“. How state donors can further human rights
of LGBTI in development cooperation and what
LGBTI think about it. Berlin: Deutsches Institut fir
Menschenrechte. 67 S. ISBN 978-3-945139-76-9
(Study)

Kercher, Julia / Mahler, Claudia (2015): Die
Nachhaltigkeitsziele oder Sustainable Develop-
ment Goals. Chance fiir die Umsetzung von
Menschenrechten in und durch Deutschland.
Berlin: Deutsches Institut fur Menschenrechte.
4 S. (aktuell 2/2015)

Kercher, Julia / Mahler, Claudia (2015): Sustain-
able Development Goals. An opportunity for the
realisation of human rights in and by Germany.
Berlin: Deutsches Institut fir Menschenrechte.

4 S. (aktuell 3/2015)

Leisering, Britta (2015): UN-Behindertenrechts-
konvention: Den Nationalen Aktionsplan zu einem
wirksamen menschenrechtlichen Instrument
machen. Berlin: Deutsches Institut fiir Menschen-
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Vorstandsreferentin, Stiftung Erinnerung,
Verantwortung und Zukunft

Ute Hausmann
Geschaftsfihrerin FIAN Deutschland e. V.,
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regierung fir Migration, Fllichtlinge und Integration

Stand 3.12.2015

Prof. em. Dr. Eibe Riedel
Vorsitzender des Kuratoriums, Mitglied im
UN-Ausschuss fir WSK-Rechte
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SPD-Bundestagsfraktion

Christoph Strasser
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Ehrenvorsitz: Werner Lottje (1946 -2004)
Vorsitzender des Kuratoriums 2001- 2003, Leiter
der Hauptabteilung Politik und Kampagnen der
Abteilung Okumenische Diakonie des Diakonischen
Werks der Evangelischen Kirche Deutschland a.D.
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Politische Redakteurin bei der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung, zustandig fir UN-Angelegenheiten

Rudolf Bindig, Griindungsmitglied, ehemaliger
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dienst
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Bundesverband evangelische Behindertenhilfe
e.V.

Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e. V.

Dr. Mehmet Daimagiiler, Rechtsanwalt
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Prof. Dr. Theresia Degener, Professorin fir Recht,
Disability Studies, Evangelische Fachhochschule
RWL

Volkmar Deile, Generalsekretér a.D. von amnesty
international Deutsche Sektion

Deutscher Caritasverband e. V.

Deutsche Gesellschaft fiir die Vereinten
Nationen e.V. (DGVN)

Deutscher Anwaltverein

Deutscher Frauenrat e. V.

Deutscher Juristinnenbund e.V. - djb
Deutsche Kommission Justitia et Pax
Dreilinden gGmbH

European Center for Constitutional and Human
Rights e. V.

Friedrich-Naumann-Stiftung fiir die Freiheit

Prof. Dr. K.-P. Fritzsche, Otto-von-Guericke-Uni-
versitdt Magdeburg, Fakultat flir Humanwissen-
schaften, Institut fiir Politikwissenschaft,
UNESCO-Lehrstuhl fir Menschenrechtsbildung

Uta Gerlant, Vorstandsreferentin Stiftung
»Erinnerung, Verantwortung und Zukunft®

Wolfgang Grenz, Amtierender Generalsekretar
a.D. von amnesty international Deutsche Sektion

Hermann Gréhe, MdB, Griindungsmitglied,
Bundesgesundheitsminister
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land e. V.

Heinrich-Boll-Stiftung e. V.

Dr. Rainer Huhle, Politikwissenschaftler, Mitglied
CED, Stellv. Vorsitzender des Kuratoriums

Human Rights Watch, Deutschland-Biro

Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in
Deutschland e. V.

Interkultureller Rat in Deutschland e. V.
Kindernothilfe e. V.

Prof. Dr. Eckart Klein, Griindungsmitglied,
ehem. Direktor des Menschenrechtszentrums der
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Anja Klug, Senior Legal Officer, Protection Policy
and Legal Advice Section, UNCHR Geneva

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.

KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis gegen
Menschenhandel e. V.

Prof. Dr. Markus Krajewski, Friedrich-Alexander-
Universitat, Fachbereich Rechtswissenschaft,
Lehrstuhl fiir Offentliches Recht und Vélkerrecht

Prof. Dr. Lothar Krappmann, ehemaliges Mitglied
im Ausschuss der UN fir die Rechte des Kindes

Dr. Jiirgen Kuhling, Richter des Bundesverfassungs-
gerichts a.D.

Prof. Dr. Manfred Liebel, Freie Universitat Berlin,
FB Erziehungswissenschaft und Psychologie, Leiter
des European Master in Childhood Studies and
Children’s Rights

Barbara Lochbihler, Griindungsmitglied, Vize-
prasidentin des Menschenrechtsausschusses im
Europaischen Parlament, auBen- und menschen-
rechtspolitische Sprecherin der Griinen / EFA-
Fraktion im Europaischen Parlament

Markus Loning, ehemaliger Beauftragter der
Bundesregierung fir Menschenrechtspolitik und
humanitare Hilfe

LSVD, Lesben- und Schwulenverband

Ulrike Mast-Kirschning, ehemalige Redakteurin
des Horfunks der Deutschen Welle mit Schwerpunkt
Menschen- und Frauenrechte

Dr. Jens Meyer-Ladewig, Ministerialdirigent a.D.,
ehemaliger Beauftragter der Bundesregierung fir
Menschenrechte

Bischoéfliches Hilfswerk MISEREOR e. V.

Dr. Helmut Nicolaus, Rechtsanwalt, GORG Partner-
schaft von Rechtsanwalten

Niirnberger Menschenrechtszentrum

Okumenische Bundesarbeitsgemeinschaft
Asyl in der Kirche e. V.

pax christi Internationale Katholische Friedens-
bewegung, Deutsche Sektion

Prof. Dr. Herbert Petzold, Kanzler des EGMR a.D.

Prof. Dr. Nivedita Prasad, Alice Salomon Hoch-
schule Berlin

Pro Asyl Bundesweite Arbeitsgemeinschaft fiir
Fluchtlinge e. V.

Reporter ohne Grenzen e. V.
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Prof. Dr. Eibe Riedel, ehemaliges Mitglied im
UN-Ausschuss fiir WSK-Rechte, Geneva academy
of international humanitarian law and human
rights, Vorsitzender des Kuratoriums

Bertold Sommer, Richter des Bundesverfassungs-
gerichts a.D.

Prof. Dr. habil. Silvia Staub-Bernasconi, Zentrum
fur postgraduale Studien Sozialer Arbeit (ZPSA)

Klaus Stoltenberg, Griindungsmitglied, Ministerial-
dirigent a.D., ehemaliger Beauftragter der Bundes-

regierung fiir Menschenrechte

Terre des hommes Deutschland e. V. Hilfe fiir
Kinder in Not

Barbara UnmiiBig, Griindungsmitglied, Vorstands-
mitglied der Heinrich-Boll-Stiftung, Stellv. Vorsit-
zende des Kuratoriums

Vereinte Evangelische Mission

Dr. Beate Wagner






Impressum

HERAUSGEBER

Deutsches Institut fir Menschenrechte
ZimmerstraBe 26/27 | 10969 Berlin

Tel.: 030 259 359-0 | Fax: 030 259 359-59
info@institut-fuer-menschenrechte.de
www.institut-fuer-menschenrechte.de
Twitter: @DIMR_Berlin

JAHRESBERICHT | November 2016
ISBN 978-3-945139-94-3 (Print)
ISBN 978-3-945139-95-0 (PDF)
ISSN 1869-0556 (Print)

ISSN 1869-0564 (PDF)

REDAKTION
Bettina Hildebrand, Kerstin Krell

FOTOS
Stefanie Zofia Schulz

GESTALTUNG
WEBERSUPIRAN.berlin

DRUCK
produtur/Druckerei Conrad GmbH

MIX

Papier aus verantwor-
tungsvollen Quellen
FSC

wiscog  FSC® C104032

Gedruckt auf 100 % Altpapier

© Deutsches Institut flir Menschenrechte, 2016
Alle Rechte vorbehalten


mailto:info@institut-fuer-menschenrechte.de
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de

Deutsches Institut
fir Menschenrechte

ZimmerstraBe 26/27
10969 Berlin

www.institut-fuer-menschenrechte.de



http://www.institut-fuer-menschenrechte.de

	2015 im Überblick������������������������
	Das Deutsche Institut für Menschenrechte�����������������������������������������������

	Zentrale Entwicklungen�����������������������������
	Interview mit Prof. Dr. Beate Rudolf, Direktorin des Instituts
	Interview mit Michael Windfuhr, ­ Stellvertretender Direktor des Instituts���������������������������������������������������������������������������������

	Das Institut im internationalen Kontext����������������������������������������������
	Forschen & beraten: Themen���������������������������������
	Flucht/Asyl
	UN-Behindertenrechtskonvention: Erstes Staatenprüfungsverfahren Deutschlands�����������������������������������������������������������������������������������
	Religionsfreiheit������������������������
	Nachhaltigkeitsziele (SDGs)����������������������������������
	Partizipation��������������������

	Forschen & beraten: Abteilungen��������������������������������������
	Menschenrechtspolitik Inland/ Europa
	Internationale Menschenrechtspolitik�������������������������������������������
	Menschenrechtsbildung����������������������������
	Monitoring-Stelle­ UN-Behindertenrechtskonvention
	Monitoring-Stelle UN-Kinder­rechtskonvention���������������������������������������������������
	Bibliothek�����������������
	Kommunikation��������������������

	Daten & Fakten���������������������
	Jahresrechnung 2015��������������������������
	Erläuterungen zur Jahresrechnung���������������������������������������
	Veranstaltungen 2015���������������������������
	Partner bei Veranstaltungen����������������������������������
	Veranstaltungsüberblick������������������������������
	Publikationen 2015�������������������������
	Mitarbeitende 2015�������������������������
	Kuratorium 2015����������������������
	Mitglieder Deutsches Institut für Menschenrechte e..V. 2015������������������������������������������������������������������




